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ve König den Betheiligten, ſtatt ihn zu entlaſſen, 
aus beſonderen Gründen nur penſionirte, ſo war dies 
ein Akt der Gnade und nicht der Strafe. 
Am ſtetter. 


Ueberſicht der Nachrichten. 


Die Geſetze dom 29, März 1844. Die Petitionen 
um Preßfreiheit. Landtags⸗Angelegenheiten. Berli⸗ 
ner Briefe (Rittmeifter v. P.; das Turnen, Ruten 
berg). Aus Köln. — Schreiben aus Dresden (Ronge ), 

utin, von der hannov. Grenze (Sander) und Frank⸗ 
a. M. — Aus Rußland. — Aus Paris. — 
Schreiben aus London. — Schreiben aus Brüſſel. 
— Aus Italien. — Aus der Schweiz. — Aus der 
Türkei. — Aus Dftindien. 
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Die Geſetze vom 29. März 1844. 
Der Stadtgerichts⸗Direktor Reuter hat in Nr. 81 
bi Ztg. nicht ohne Grund die Nachſicht des Publi⸗ 
— noch einmal für ſich in Anſpruch genommen, denn 
abgegebene Erklärung zeigt deutlich, daß eine wahr⸗ 


au Breslau, 8. April. 

Die geſtrigen Zeitungen berichteten uns unter 
den Landtags Mittheilungen, daß die Provinzial⸗ 
ſtände von Preußen, Poſen und Schleſien 
die ihnen eingereichten Petitionen um Preßfreiheit 
zu ihren eigenen gemacht und zur Bevorwortung Sr. 
Majeſtät für geeignet gehalten haben; und zwar erklärte 
ſich der Landtag der Provinz Poſen einſtimmig, der 
Provinz Preußen faſt einſtimmig, und die Schle⸗ 
ſiſchen Stände mit 55 gegen 24 Stimmen für dieſe 
Petition. Betrachten wir zunächſt, abgeſehen von allen 
die Discuffion begleitenden Einzelheiten, die Thatſache 
an für ſich, ſo geht aus derſelben unmittelbar hervor, 


— der geſtellten Fragen nicht einmal bes daß das Bedürfniß nach Freiheit der Preſſe nicht bios 
or wird. Wir würden daher unſerem Verſprechen von einzelnen Schrifſtellern, welche unter dem jetzigen 


* 69 gemäß eine weitere öffentliche Aeußerung für 
müßig halten, wenn es nicht —— wäre eine Be⸗ 
hauptung des Hrn. ꝛc. Reuter um deshalb näher zu ber 
leuchten, weil ſie gerade über die Art der Beweisführung 
deſſelben den nöthigen Aufſchluß giebt. 

Herr ꝛc. Reuter behauptete früher, daß von jeher 
preußiſche Richter penſionirt werden konnten ohne ver⸗ 
antwortlich gehört zu werden. Wir wieſen nach, daß 
das Mort „verantwortlich“ eine Penſtonirung im Wege 
der Strafe andeute, und daß eine ſolche früher unzu⸗ 
läßig geweſen fe, Jeht läßt Hr. ac. Reuter das Wort 
„verantwortlich“ fallen und behauptet nur, daß nach dem 
Penſions⸗Reglement und der Verordnung vom 28. Febr. 
1806 die unfreiwillige Penfionirung erfolgen 
konnte, ohne daß der Betheiligte über den diesfälligen 
Antrag gehört wurde. In der Vorausſetzung, daß ſich 
Herr ꝛc. Reuter nicht bemüht hat, die gedachten beiden 
Verordnungen unbefangen durchzuleſen, müſſen wir feine 
obige Behauptung als eine mindeſtens ganz unbe⸗ 
gründete und unrichtige bezeichnen. Das Penſions⸗ 
Reglement, welches nur von der Penfionirung 
körperlich oder geiſtig dienſtunfähiger Beamte 
ſpricht, beſümmt im 5. 18 ausdrücklich: 

„Findet die vorgeſetzte Behörde dle Entlaſſung 
wegen eingetretener Dienſtunfähigkeit 
nöthig, fo find von derſelben die ihren Antrag be⸗ 
dingenden Gründe ausführlich auseinanderzuſetzen 
und der betreffenden oberſten Verwaltungsbehörde 
einzuberichten; gleichzeitig iſt auch dem betreffenden 
Beamten hievon Nachricht zu geben“ ıc. 

Demnächſt räumt der $. 20 J. c. dem Betheiligten 
das Recht der Beſchwerde über das Verfahren, oder 
der Reklamation gegen die erfolgten Anträge und Feſt⸗ 
fegung bei den höchſten Staatzbehörden ein. 

Die Verordnung vom 28. Febr. 1806 hat mit den 
fionieungen der Richter gar nichts zu thun. Sie 
ifft lediglich die Verkümmerung der Befeldungen und 

enſionen im Wege der Erecutien und die Bestrafung 

erjenigen, welche ihre Gläubiger durch unerlaubte Mit⸗ 
tel zum Kreditgeben verleiten. Davon, daß 
früher die unfreiwillige Penſionirung eines 
Richters erfolgen konnte, ohne ihn zu hören, 
ſteht in der gedachten Verfügung kein Wort. 

Wie daher Herr c. Reuter das Gegentheil behaup⸗ 

ten konnte, iſt unerfindlich. 
Herr ic. Reuter behauptet aber auch, wir hätten 
ausdrücklich, wenn auch nur beiläufig, zugeſtanden: 
daß auch dann noch die unfreiwillige Pens 
fionirung erfolgen konnte, wenn bereits der zur 
Motivirung der Penſionirung aufgeſtellte 
Vorwurf durch Erkenntniß beſeitigt war. 

Dieſe Behauptung iſt eine wahrheitswidrige. Wir 
baben nirgends ein ſolches Zugeſtändniß gemacht und 

nten dies auch nicht. In der No. 69 diefer Zei⸗ 

J haben wir nur den Inhalt des §. 9 der Verord⸗ 
nung vom 28. Februar 1800 angeführt, wonach ein 
detrüglicher Schuldenmacher unter gegebenen Umſtänden 
durch Cabinetsordre des Dienſtes entlaſſen werden 
kannte, eine Beſtimmung, die mit der des oft alleg. $. 6 

con. zuſammenfällt. Wenn in dieſem Falle 


Zuſtande mehr als Andere zu leiden haben, gefühlt wird, 
ſondern daß es alle Klaſſen der Staatsbürger tief durch⸗ 
drungen hat. Die Petitionen ſelbſt find — um zunächſt 
bei dem Schleſiſchen Landtage ſtehen zu bleiben — aus⸗ 
gegangen vom Magiſtrat und den Stadtverordneten zu 
Breslau, von dem Abgeordneten für Liegnitz und meh⸗ 
reren Grundbeſitzern und Kaufleuten des Neiſſer Kreiſes, 
im Allgemeinen von Männern alfe, die, mit wenigen 
Ausnahmen, keinen activen Gebrauch von der freien 
Preſſe machen würden, von Männern, die durch Grund⸗ 
befis, Beruf, Intelligenz, dem Staate Garantie leiſten, 
daß ihre Bitten nur aus dem Drange, ſo viel an ihnen 
liegt, zur naturgemäßen politiſchen Entwickelung ihres 
Vaterlandes beizutragen, hervorgehen kennen, und daß 
ſie in der freien Preſſe in der That ein Mittel erken⸗ 
nen, das Wohl und Heil des Staates zu befoͤrdern. 
Angenommen und bevorwortet aber wurden dieſe Peti⸗ 
tionen von den Vertretern aller Stände, denen ihre 
Committenten durch die Wahl ein hohes und ehrendes 
Vertrauen geſchenkt haben, von Männern, welche durch 
ihre Stellung als Deputirte die Vermittler ſind zwiſchen 
dem König und dem Volke, die in ihrer Geſammtheit 
das geſetzmäßige Organ bilden, durch welches die Wün⸗ 
ſche des Volkes oder vielmehr der verſchiedenen Stände 
vor dem Throne niedergelegt werden. Wir haben die 
Verhandlungen des Schleſiſchen Landtags mit Aufmerk- 
ſamkeit verfolgt; bei den meiſten principiellen Fragen 
waren die Stände getrennt, auf der einen Seite der 
Fürſten⸗ und Ritterſtand, auf der andern die Deputirten 
der Städte und Landgemeinden; wo es ſich um ein po⸗ 
litiſches Princip handelte, ſtanden faſt immer 40 gegen 
40 Stimmen. Die Petition um Preßfreiheit gehört zu 
den wenigen, bei welcher ſich eine Einigkeit der Stände 
wenigſtens großen Theils herausſtellte; ſie erlangte mehr 
Stimmen, als die vom Geſetze geforderten zwei Drittel. 
Auch darans iſt es wohl klar, daß die freie Preſſe ein 
Bedürfniß für alle Stände iſt. y 
In der Verſammlung — ſagt das in No. 80, dieſer 
Zeitung mitgetheilte Referat — gab ſich die einſtimmige 
Anſicht kund, daß der gegenwärtige Zuſtand der Preffe 
ein ungenügender iſt; wenn auch mehrere Mitglieder auf 
die Schwierigkeiten aufmerkſam machten, welche der Ge⸗ 
währung der Bitte um Preßfreiheit entgegentreten dürf⸗ 
ten; ſo erhob ſich doch für Beibehaltung der 
Cenſur nicht eine einzige Stimme. Das iſt 
bedeutungsvoll: in der ganzen Verſammlung tritt nicht 
ein Einziger auf, welcher die Cenſur vertheidigt. Das 
iſt das Gericht, welches die öffentliche Meinung ſtill⸗ 
ſchweigend über dieſes Inſtitut ausſpricht, und dieſes 
Stillſchweigen iſt beredter, als wenn die glänzendſten 
Reden gegen die Cenſur gehalten worden wären. Wir 
wollen in dieſem Punkte nicht anders handeln als der 
Landtag und legen uns freiwillig daſſelbe Stillſchweigen 
auf. Nur darüber ſprechen wir noch unſere Freude aus, daß 
der Landtag nicht auf die vorläufige Milderung der Cenſur 
angetragen hat. Die Erfahrung hat nämlich hinlänglich 
gelehrt, daß eine ſolche Milderung eine Unmöglichkeit 
iſt. Preußen hat Betreffs der Cenfur der Theorie nach 
die freiſinnigſten Verordnungen und Einrichtungen in ganz 
Deutſchland; im Ober⸗Cenſurgerichte iſt eine Schranke 
gegen die ſubjective Meinung einzelner Cenſoren gegeben, 


x 


Nedacteur: R. Hilſcher. 


wie wir ſie in andern deutſchen Staaten vergebens ſu⸗ 
chen. In der Praxis aber ſtellt ſich alles anders; un⸗ 
geachtet dieſer Einrichtungen iſt die Cenſur wiederum fo 
drückend geworden, wie früher. Die Cenſur verträgt 


| fi) nicht mit einem fo geiſtig bewegten und intelligenten 


Staate, wie Preußen; wer gegen dieſe geiſtige Bewe⸗ 
gung iſt, verlangt eine ſtrengere Ausübung der Cenſur, 
und dieſe läßt ſich leicht bewirken. Und wenn wir heute 
eine noch viel freiſinnigere Cenſurverordnung erhielten — 
nach Verlauf eines Jahres würden wir ihre Wirkſamkeit 
vergebens ſuchen. a 

Die mit der Bitte um Preßfreiheit vom Schleſiſchen 
Landtag verbundene Frage: „ob Allerhöchſten Ortes um 
Anordnungen gebeten werden foll, welche die Redactionen 
jeder Zeitſchrift verpflichtet, die Verfaſſer aller Artikel 
über Thatſachen, Zuftände oder Perſonen bei Abdruck 
des Artikels jederzeit namhaft zu machen“ fand ſchon 
von mehreren Mitgliedern des Landtags lebhaften Wi⸗ 
derſpruch, und wie wir glauben, mit Recht. Wir er⸗ 
kennen gern an, daß die Bejahung dieſer Frage auf 
ganz ehrenwerthen Motiven beruht; wer öffentlich für 
oder gegen eine Sache oder Perſon auftritt, ſoll auch 
den Muth haben, ſich öffentlich als Verfaſſer zu be⸗ 
kennen. Wenn aber der Antrag in der Allgemeinheit, 
wie er geſtellt worden iſt, zur Ausführung kommen 
ſollte, ſo würde er der Tagespreſſe den Todesſtoß ver⸗ 
ſeten. Wir müſſen unterſcheiden zwiſchen den Angriffen 
auf Zuſtände und denen auf Perſonen. Was die Letz⸗ 
teren betrifft, fo iſt es ſchon jetzt von ſelbſt faſt allgemein 
geworden, daß der Angreifende feinen Namen offen nennt, 
aus dem einfachen Grunde, weil er einen Namen an⸗ 
greift; hier heißt es: Name gegen Name. Wenn man 
aber einen eingeſchlichenen Mißbrauch aufdecken oder be⸗ 
ſtehende Zuſtände angreifen will und ſich dabei fern von 


allen Perſönlichkeiten hält, fo fragen wir ganz einfach: 


was hat denn der Name mit der Sache zu thun? wird 
der Angriff ein anderer, wenn ein Name wie: Müller, 
Schulze, Schneider u. ſ. f. darunter geſetzt wird? Wel⸗ 
cher Nutzen ſoll denn aus der Namensnennung hervor⸗ 
gehen? Betrachten wir die Sache etwas genauer. Der 
Verfaſſer nennt alſo ſeinen Namen; der Mißbrauch, den 
er angegriffen hat, wird von einem Andern vertheibigt; 
die Verſuchung liegt ſehr nahe, auch die Perſonlichkeit 
des Verf. mit anzugreifen; der Erſtere antwortet wieder 
und läßt ſich ebenfalls zu Perſönlichkeiten verleiten, zu⸗ 
mal wenn ſich vielleicht die Sache mit genügenden 
Gründen nicht vertheidigen läßt — die Sache wird 
geradezu vergeſſen, und der Streit iſt ein rein perſön⸗ 
licher geworden. Die Beiſpiele dieſer Art find fo häufig, 
daß der von uns angegebene Weg zur Regel wird; ja 
oft kommt es vor, daß der Streit in Perſönlichkeiten 
ausartet, wenn der Eine den oder jenen als Verfaſſer 
nur ahnt. Was aber, fragen wir, gewinnt das Pu⸗ 
blikum bei dieſen perſönlichen Angriffen, die, wie geſagt, 
faſt unvermeidlich ſind? Schlage nur Jeder an ſeine 
eigene Brnſt! 

Doch das wäre noch der geringſte Nachtheil. Es 
klingt ſehr ſchön, daß Jeder den Much befigen foll, 
öffentlich ſeinen Namen zu nennen: aber ſoll denn auch 
Jeder wegen eines Zeitungsartikels feine Exiſtenz oder 
wenigſtens ſein weiteres Fortkommen auf das Spiel 
ſetzen? Welcher ſtädtiſche oder Regierungs⸗Beamte z. B. 
wird es denn in dem geſetzten Falle noch wagen, Miß⸗ 
bräuche in der Verwaltung aufzudecken? Gleichwohl iſt 
er am geeignetſten dazu, weil er die Sache am beſten 
kennt; aber ſoll er ſich ſeine Vorgeſetzten und Collegen 
zu Feinden machen? Wer aber verliert dabei? Der 
Staat und das Volk. Man wird freilich entgegnen: 
das iſt Mangel an Muth; mag fein, aber es ift 
einmal Thatſache, und dann vergeſſen wir nicht, daß 
jeder vernünftige Menſch das Opfer, welches er bringt, 
in Verhältniß ſetzen muß zu dem, was er. erreichen 
will. Setzt er bei jeder Gelegenheit feine Eriftenz auf 
das Spiel, fo it das nicht mehr Muth, ſondern Ueber⸗ 
muth. Oft aber wird auch das Publikum geradezu 
durch den darunter ſtehenden Namen beſtochen. Viele 
glauben dann ohne weitere Prüfung: die Sache muß 
wahr ſein, der Name bürgt uns dafür. 

Die Abſchaffung der Anonymität bringt nur Nach⸗ 
theile, nicht einen einzigen Vortheil. Die jetzige“ 
Einrichtung genügt allen Anforderungen: der Verf. nennt 


feinen Namen dem Redacteur, welcher den Artikel fo 
lange vertritt, bis das zuſtändige Gericht den Namen 


des Verf. verlangt, deſſen Nennung nie verweigert wird. 


KEF 
Landtags Angelegenheiten. 
Eu Provinz Schleſien. 
Breslau, 5. April. 42ſte Plenar⸗Sitzung vom 
1. April. Nach der Eröffnung der Sitzung trug der 
Herr Landtags⸗Marſchall zwei Schreiben des Her 
Landtags⸗Kommiſſarius vor, betreffend 
1) die Nothwendigkeit der Verwendung der nach dem 
Geſetze vom 22. März 1822 erforderlichen Stem⸗ 

peel zu den Belägen der Rechnung über die Lands 
tagskoſten und ® . 

2) die Mittheilung beglaubigter Abſchrift der Aller⸗ 
hͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 25ſten März, in wel⸗ 
cher von des Königs Majeſtät die Verlängerung 
des Landtages bis zum 24. April Allergnädigſt be⸗ 
willigt worden iſt. f 

Die zunächſt vorgetragene Adreſſe über Aufhebung 
der Zeitungs⸗Monopole, bezüglich Privilegien und 1 75 
efftonen tief eine Debatte hervor, well der Antrag da⸗ 
hin geſtellt war, daß die Herausgabe von Tagesblättern 
gegen Kaution gestattet werden möge und der darüber 
gefaßte Ben die Bedingung ſolcher Kautſonen nicht 
enthält. Es wurde dagegen hervorgehoben, daß, ſo lange 
Genſur beſteht, Kaution unndthig ift, weil fie nur den 
Zweck hat, den Staat in politifcher Beziehung zu ſichern; 
es wurde ferner beregt, daß es ſich hier nicht um die 
Form, ſondern um etwas Weſentliches handle. 

Zu Gunſten des Antrages wurde erwähnt, wenn auch 
der frühere Beſchluß die Kaution allerdings nicht bean⸗ 
trage, ſo ſei doch dieſelbe in privatrechtlicher Beziehung 
nöthig, denn man könne aus derſelben die Strafe und 
Koſten in Injurienſachen entnehmen, auch liege in der 
Kaution eine Begünſtigung der jetzt beſtehenden Zeitungen. 

Nachdem jedoch erwiedert worden, daß eine ſolche 
Erſcheinung um den Strafen in Injurlen⸗Sachen wil⸗ 
len unnöthig fein, und jedem Abonnenten bel dem Auf⸗ 
hören eines Tagesblattes im Laufe der Pränumerations⸗ 
zeit der Anſpruch auf Räckerſtattung zuſtehen würde, 

wurde die Erwähnung der Kaution in der Adreſſe 
nur mit 42 gegen 41 Stimmen angenommen, erhielt 
alſo nicht die verfaffungsmäßige Majorität. 

In Gemäßheit der Tagesordnung trug hierauf der 
Direktor des Aten Ausſchuſſes das Referat vor über 

die drei Itren⸗Anſtalten der Provinz, in welchem 
die erfreuliche, durch die Berichte der ſtändiſchen 
Kommiſſionen und durch die Denkſchrift des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſarius begründete Ueberzeugung 
ausgeſprochen wird, daß die durch die Beſchlüſſe 
des 2ten Provinzial⸗Landtags erfolgte Einrichtung 
des Heil⸗ und Verſorgungs⸗Weſens in der Pro⸗ 
vinz vorhandenen Seelen⸗Geſtörten mittelſt Be: 
gründung und Dotirung der drei provinziellen An⸗ 
ſtalten dem geſtellten Zwecke entſprochen hat und 
daß dieſelben unausgeſetzt in geſegneter Entwicke⸗ 
lung vorgeſchritten find, _ 

Nachdem rläckſichtlich einer jeden der drei Anſtalten 

im Referate die Beurtheilung über 
das Beamten⸗Perſonal, 
die allgemeinen Ergebniſſe, 
den äußeren Zuſtand und 

den finanziellen Zuſtand 
vorangegangen, wurde von dem Landtage beſchloſſen, 
mehrere, durch das Sachverhältniß bedingte Gehaltszu⸗ 
lagen und Gratificationen für einzelne Beamten der 
Anſtalten, desgleichen die Vermehrung der Zahl der 
Pfleglinge in Leubus und Plagwitz von 100 auf 110 
zu bewilligen; die Zahl der Penſtons⸗Stellen in Leubus 
von 26 auf 30, unter eventueller Erhöhung des Maxi⸗ 
mums des Penſionsſatzes von 120 auf 200 Rtl. zu 
geftatten, fo wie Fonds zu den nothwendigen Bau⸗Re⸗ 
paraturen und inneren Einrichtungen zu gewähren. Be⸗ 
 güglih der Anſtalt von Brieg wurde außerdem beſchloſ⸗ 
fen, in einer beſonderen Petition des Königs Majeftät 
zu bitten, f 
daß die Vefrelung des fur die Verpflegung der 

Irten erforderlichen Brotes und Fleiſches von der 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer genehmigt werde. 

Außerdem wurden in Bezug auf allgemeine Vorlagen 

folgende Gegenftände zur Berathung gebracht. 


Von den könfgl. Minifterien der geiſtlichen, Unter⸗ ö 


‚richte: und Medizinal⸗Angelegenhelten und des Innern 
in verfügt worden, daß die höhern Orts beabfichtigte Tren⸗ 
nung der Irren nach Geſchlechtern in beſondern Anſtalten zur 

„eng der Provinzialftände gebracht werde, und demnach 
berbeſchlagen worden, Brieg für männliche, Plagwi 
für weibliche Gelſteskranke zu bestimmen. Das bis⸗ 
herige fatiftif e Verhältniß der männlichen zu den weib⸗ 
1075 en. 3 zu 2 begünſtigt dieſen Vor⸗ 
Raum gewährt. ui % Plagwig für 100 Individuen 

Diefe Trennung winde kroch aus pſpchologiſch⸗medl⸗ 


ziniſchen Mückſichten für nachtheig 
den bezüglich der 7 berg Bar 
fernung für die Unterzubringenden daraus b 
Meere Koſten entſtehen, welche durch den vital ber 
Ueberſiedelung veranlaßten Aufwand noch vermehrt wer. 
den müßten. Die Trennung der Geſchlechter in der 


Herr 
2 


8 5 1 
3-6 = 


Anſtalt ſelbſt beſtehe bereits in Brieg. Ueberdies fei 
das bisherige Verhältniß von 3 zu 2 zwiſchen männ- 
lichen und weiblichen Kranken kein beſtehendes, daher 
könne der Fan leicht eintreten, daß ein Theil derſelben 
für längere Zeit kein Unterkommen finden würde. 
Der obige Antrag wurde demnach von der Verſamm⸗ 
lung verneint. ’ 
2) Auf den Vorſchlag des Ausſchuſſes wurde ferner 
beſchloſſen, 5 i 
5 dr das Jahr 1845 für die drei Irren⸗Heilanſtal⸗ 
ten den Betrag von 30,000 Rehlr.; für die Jahre 
1846 und 1847 aber 35,000 Rthlr. jährlich 
auszuſchreiben, und die Ermächtigung an den Hrn. 
Landtags⸗Commiſſarius gelangen zu laſſen; 
3) wurde die Wahl für die ſtändiſchen Verwaltungs⸗ 
Commiſſionen für die Anſtalt vollzogen, deren Ergebniß 


folgendes war: 


tritt, und Mittel zur Deckung der Penſion an⸗ 
dauernd nicht zureichen, zur Ergänzung erfor: 
derlich iſt, 

4) daß den gegenwärtig definitiv angeſtellten ſtändi⸗ 
ſchen Beamten Anſpruch auf Penſion nur inſo⸗ 
fern zuſtehen ſoll, als ſie ſich zur Entrichtung der 
Beiträge zum Penſions fonds verſtehen. 

In Bezug auf das sub Nr. 61 des Petitions⸗Ver⸗ 
zeichniſſes enthaltene Geſuch der Gemeine Kalt⸗Vorwerk, 
Oelsner Kreiſes, um Bewilligung von Verpflegungsgel⸗ 
dern für eine gemeingefährliche Wahnſinnige, welche 
jene Gemeinde wegen eines unverſchuldeten Formfehlers 
nicht empfangen, beſchloß der Landtag, P 

den Heren Landtags⸗Kommiſſarius zur Auszahlung 
jenes Betrages zu autoriſicen. 
4M ſte Plenarſitzung vom 2. April. 

Unter mehreren eingegangenen Schriftſtͤcken theilte 
der Herr Landtags⸗Marſchall der Verſammlung ein 
Schreiben des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius mit, wo⸗ 
rin derſelbe nachweiſet, 8 

daß wenn in dem Protokolle der 27ſten Plenar⸗ 
figung bemerkt worden, daß der Grund der un⸗ 
vollſtändigen Vertretung des Fürſtenſtandes größ⸗ 
tentheils in deren fpäten Einberufung zu ſuchen 
fei, indem die Herrn Fürſten erſt 5 Tage vor 
Eröffnung des Landtages ihre Einberufungsſchrei⸗ 
ben erhalten hätten, dies auf einem Irrthum bes 
ruhe, indem die betreffenden Schreiben den 24. 
und 25. Januar zur Poſt befördert werden ſind. 

Hierauf wurden mehrere Adreſſen vorgeleſen und ge⸗ 
nehmigt. Ein Abgeordneter der Städte ſtellte den 
Antrag, 5 £ 

der Landtag wolle den Herrn Landtags⸗Kommiſſa⸗ 
rius erſuchen, die Veröffentlichung der Adreſſe we⸗ 
gen Preßfreiheit, welche vom Landtage mit allge⸗ 
meiner Acclamation genehmigt worden war, durch 
die Zeitungen, nachdem dieſe Sr. Majeſtät dem 
ar überreicht worden fein würde, zu veran- 
aſſen. f g 

Dieſer Antrag wurde vielſeitig unterſtützt und her⸗ 
vorgehoben, daß durch deſſen Ausführung bei den Be⸗ 
wohnern der Provinz die Ueberzeugung erhöhet werden 
würde, daß ihre Vertreter bemüht ſind, die Intereſſen 
derſelben nach Kräften zu fördern und wurde bei der 
Abſtimmung 

mit 50 gegen 26 Stimmen genehmigt. 

An der Tages⸗Ordnung war zuvörderſt der Vortrag 

des öten Ausſchuſſes über g 
die Petition der ritterſchaftlichen Gutsbefiger Rei⸗ 
chenbacher Kreiſes: um Deklaration der Allerhöch⸗ 
ten Gonftitution vom 14. Juli 1749 rückſichtlich 
der No. VI. ihres Inhalts 

die durch einen Plenar⸗Beſchluß des Geheimen Ober⸗ 

Tribunals, Ministerialblatt 1840 Seite 176, veranlaßte 

Petition, beantragt die Befürwortung einer Deklaration 

der obigen Stelle der gedachten Conſtitution von 1740 

dahin, 
daß in Betreff derjenigen, mit den Dominien 
vereinten olim wüſten Bauerhufen, welche bis auf 
die neueſten Zeiten rückſichtlich der herrſchaftlichen 
Dienſtleiſtung und des Beitrages zu den Kommu⸗ 
nal⸗Laſten als Dominial⸗Land behandelt worden 
ſind, die Verjährung als rechtsgültiger Einwand 
zugelaſſen werde. 

Dieſen Antrag kann der Ausſchuß nicht beflicworten, 
weil er die Ueberzeugung hat, daß die Gründe, welche 
das geheime Ober⸗Tribunal in dem der Petition origis 
nalſter beiliegenden Erkenntniß für feine Anſicht an⸗ 
führt: daß die Verjährung als Beweismittel auszuſchlie⸗ 
ßen ſei, vollkommen entſcheidend ſind. 

Wenn dagegen daſſelbe Erkenntniß ausſpricht: 

daß die in No. VI. der Konftitution vom 14. 
Juli 1749 ausgeſprochene Verpflichtung der ſchle⸗ 
ſiſchen Gutsbeſitzer zur Vertretung der auf einge⸗ 
zogenen wüſten Bauergütern haftenden Ruſtical⸗ 


I, Für Leubus. 
Herr Landtagsmarſchall⸗Stellvertreter Frhr. v. Kö ckritz 
auf Sürchen, 
Medizinal⸗ Aſſeſſor, Rathsherr Bornemann in 
Liegnitz, 
Erbſcholtiſeibeſitzer Thomas in Hertwigswalde. 
Als Stellvertreter: 5 
Herr Landesälteſte v. Wille auf Hochkirch, 
Bürgermeiſter Jochmann in Liegnitz, 
Polizeiſchunz Winkler in Damnig. 
II. Für Brieg. 
geheimer Bergrath Steinbeck auf Muhrau, 
Rathsherr, Apotheker Werner in Brieg, 
„Erbſcholtiſeibeſitzer Allnoch in Beigwitz. 
Als Stellvertreter: 
Herr 


» „* 


Landesälteſte Graf Pfeil auf Johnsdorf, 
Kaufmann Tietze in Brieg, 
Erbſchulz Geppert in Giersdorf. 
III. Für Plagwitz. 
Herr Landrath, Frhr. v. Zedlitz auf Herrmanswaldau, 
„Kämmerer Hauck in Löwenberg, 
„Rittmeiſter Hilbert in Süſſenbach. 
Als Stellvertreter: 
Herr Landrath v. Uechtritz auf Nieder⸗Heidersdorf, 

„ Bürgermeiſter Minor in Lähn, 

„Klreistaxator, Erbſcholtiſeibeſitzer Röhricht in Lei⸗ 

ſersdorf. 

Ferner beſchloß der Landtag den Herrn Landtags⸗Kom⸗ 
miſſarius zu erſuchen, 

den Vorſtänden, ſo wie den Mitgliedern der Ver⸗ 
waltungs⸗Kommiſſion, fo wie den ſtädtiſchen Beam: 
ten dieſer Anſtalten, welche ſich beſonders tüchtig 
und dienſtfaͤhig bewieſen haben, im Namen der 
Vertreter der Proinz anerkennenden Dank aus: 
zudrücken. 8 
Das Amendement, daß nur ein königlicher Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſarius in der Perſon des königl. 
Ober⸗Regierungsrath Sohr für ſämmtliche Irren⸗ 
Anſtalten der Provinz ernannt werden möge, 
wurde ſehr überwiegend bejaht und die Berathung über 
dieſen Gegenſtand geſchloſſen. 

Der 4. Ausſchuß referirte hierauf über die Denkſchrift 
des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius vom 12. Febr. d. J., 
betreffend die gegen die ſtändiſchen Beamten in Bezug 
auf das Inhabilwerden derſelben zur ferneren Dienſt⸗ 
leiſtung zu übernehmende Fürforge. Der Ausſchuß er⸗ 
klärte ſich für die Bejahung der über die Penſionirung 
der ſtändiſchen Beamten geſtellten Fragen. 

Auf das erhobene Bedenken, daß der Provinz vielleicht 
durch die beantragte Penſionirung eine jährliche Aus⸗ 
gabe von 1000 Nele, erwachſen könne, indem nur von 
18 Beamten mit 112 Rtlr. jährlichen Beiträgen der 
Fonds gebildet werden könne, dieſer Aufwand durch die 
Verpflichtung der Beamten, in Lebens verſicherungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaſten einzutreten, vermieden werden dürfte, der Tee 
Landtag aber die nunmehr abgeſchlagene Bitte ausge⸗ 
ſprochen habe, daß der Staat die Penſionjrung überneh⸗ 
men möge, wurde entgegnet: 


* * 


die Penfionirung fei praktiſch nothwendig, ſelbſt Onera nach dem Normal⸗ Jahr 1633 ſich auch 
von Privaten werde das Prinzip befolgt, alte auf herrſchaftliche Dienſte beziehe, 
wohlverdiente Beamte nicht unverſorgt zu laſſen, | fo hält der Ausſchuß einſtimmig dieſe Anſicht für un: 


begründet und nimmt aus] det Petition Veranlafſung, 
den Antrag zu ftellen: 
der Landtag wolle Allerhöchſten Orts beantragen, 
den in dem Miniſterialblatt pro 1840 sub No 


176 veröffentlichten Plenar⸗ 
ab, enar⸗ 
9 Ober⸗Tribunals Beſchluß 


die in dem ten Satz 
Le vom 14. Juli 1749 ausgeſprochene Ver⸗ 

8 . — wüten Aachen Gutsbeſitzer, die auf ein⸗ 
gun N en Bauergütern haftenden Ruſtikal⸗ 

a Präſtanda zu vertreten, ſich nicht auf 

die der Herrſchaft zu 
= Sen gründet ſeine Anſicht vorzugsweiſe dar⸗ 
1 eh. Ober = Tribunal überſehen hat: daß 
eh She No. VI. aus zwel Abſäten beſteht, deren 
ai i einem beſondern Marginale verſehen iſt, alſo 
> verſchiedene behandelt und daher die 
eſtimmung des 1. Abſatzes der No. VI. welcher in 
Betreff herkſchaftlicher Präftanda ein ausdrückliches Ver⸗ 
bot enthält, in keinem Konner mit dem zweiten Abſatz 
ſtehe, welcher in Beziehung auf Befreiung von Ruſtikal⸗ 
Oneribus eine beſtimmte Art der Beweisführung vorfchreibt, 


und das wahre, wohlverſtandene Intereſſe der 
Provinz laſſe ſich von den Rückſichten der Huma⸗ 
nität durchaus nicht ſcheiden. Lebens⸗Verſicherun⸗ 
gen gewähren nur Unterſtützung für andere wenn 
der Verſicherte ſtirbt, nicht aber für deſſen eigenes 
ſpäteres Lebensalter. 
Die Verſammlung beſchloß hierauf mit überwiegender 
Stimmenmehrheit 
J) die Penfionirung der ftändifchen Beamten ganz 
nach Vorſchrift des für die Staats⸗Beamten gel⸗ 
tenden Penſions⸗Reglements vom 30. April 1828 
eintreten zu laſſen, 2 Aub 
2) ſed von den in der Denkſchrift angeführten ri 
ſchen Beamten, infofern dieſelben noch u Ge⸗ 
nitiv angeſtellt find, der / Beitrag bange 
Has ſowohl, als der jähriche wd geh gewon⸗ 
weiſe eingezogen und aus den ſonsſonds gebildet 
nenen Geld⸗Beiträgen der Perf! 
werden, £ 
derjenige Betrag aus den bes 
3) folt_ zu biefen Ae es zugeſchoſſen werden, 


nd N 
80 an der Fall einer Penſionirung ein⸗ 


Gegen dieſe Anſicht wurde die Kompetenz des Land: 


tags beſtritten, in Beſchlüͤſſe der Gerichte einzugteifen. 
e ſei übrigens an ſich klar, daß der Schluß — 


ä Bi 
eine Verjährung fei Hier nicht zur 
ſich nur auf den Iften Theil der Mo, Wehe 

Der 2. Abſab deſſelben werde vom Plenar⸗Beſchluß 
gar nicht berührt. „Sei der betreffende Beweis derma⸗ 
len nicht mehr zu führen, ſo müſſe ein neues Geſetz bean⸗ 
tragt werden. Die Stelle im Plenar⸗Beſchluſſe des 
Geh. Ober⸗Tribunals beziehe ſich nur auf ungemeſſene 
Dienſte, dei gemeſſenen könne ohnedem weder Prägrava⸗ 
tion noch Streit entſtehen, der 7te Provinzial⸗Landtag 
babe angenommen, daß alle Präſtationen von wüſten 
Ba nach wie vor geleiſtet werden ſollen. 

ie Mitglieder der entgegengeſetzten Meinung erhoben 

Im dieſelbe folgende Gründe: der Landtag ſei hier aller: 
ings kompetent, denn es handle ſich nicht darum, in den 
regelmäßigen Gang der Rechtspflege ſtötend einzugreifen 
oder einen Einfluß auf die Entſcheidung einzelner Rechts⸗ 
e zu arrogiren, ſondern einer reichen Geſetz⸗Interpre⸗ 
on entgegen zu treten, welche, als von dem Plenum 
höchſten Gerichtshofes ausgegangen und bekannt ge⸗ 
„zur fernern Norm aller Entſcheidungen diene. 
Einer Declaration bedürfe es allerdings hinſichtlich der 
eziehung obiger Entſcheidung auf den 1. Satz des 
aſſus VI. obiger Konſtitution. Die bezügliche Be⸗ 
weisführung unmöglich zu machen, ſei nicht die Abſicht 
des Geſetzgebers geweſen. Eines neuen Geſetzes oder 
emer Declaration des vorhandenen, bedürfe es in keiner 
Weiſe; das Geſetz ſei an ſich klar und die Sache erſt 
durch den obigen Beſchluß aus ihrer Lage gerückt worden. 

Da eine Vereinigung der verſchiedenen Anſichten durch 
die Debatte nicht erreicht wurde, ging man zur Abſtim⸗ 
mung über und es wurde zuvörderſt 

der Antrag der Petition ſelbſt 
einſtimmig abgelehnt, und ſodann der oben er⸗ 
wähnte Antrag des Ausſchuſſes ebenfalls überwiegend 
verneinend entſchieden. 

Ein Abgeordneter der Ritterſchaft knüpfte an den 
verhandelten Gegenſtand einen ſerneren Antrag, ausfüh⸗ 
rend, daß durch die Veröffentlichung der Plenar⸗Beſchlüſſe 
des Geh. Ober⸗Tribunals die Selbſtſtändigkeit aller an: 
dern Gerichtshöfe gefährdet werde, und daher gerechtfer⸗ 
tigt erſcheine, gegen dieſen Modus procedendi, von 
Seiten des Landtages einzuſchreiten. Dagegen wurde 
eingewendet, daß dieſer Antrag nicht in Harmonie mit 
det gegen das Geſetz vom 29. März 1844 wegen Un⸗ 
abhängigkeit der Richter beſchloſſenen Petition zu ſtehen 
heine, fo wie auch von einem Abgeordneten der Land⸗ 
gemeinden, daß er dem vom Landtage beſchloſſenen An⸗ 
trage auf Oeffentlichkeit der Rechtspflege widerſtrebe. 
Dem wurde dahin wiederſprochen, daß, wenn die ge⸗ 
ſammte Rechtspflege öffentlich wäre, ſo würde die Ver⸗ 
öffentlichung der Beſchlüſſe des höchſten Gerichtshofes 
ebenfalls unbedenklich bekannt gemacht werden können. 
Anders verhalte es ſich unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen. Mit dem Beſchluß über das Gefeg vom 
29. März 1844 ſei der gegenwärtige Antrag vollkom⸗ 
men kongruent. Jener Beſchluß habe den Zweck, die 

chter von einem ihnen drohenden moraliſchen Zwange 
zu befreien und der vorliegende Antrag ziele dahin, einen 
andern, geiſtigen Zwang von ihnen zu nehmen, beide 
aber hätten die Unabhängigkeit der Richter zum Ge⸗ 
BR. 1 £ 

er hierauf geftellte Antrag 
2 nt darauf aufmerkſam zu machen, 
daß dem Landtage bei der Stellung, welche dem 
Geheimen Ober⸗Tribunal nach der Verordnung 
vom 1. Dezember 1833 über die Einführung der 
Nichtigkeits⸗Beſchwerde angewieſen iſt, die Ver⸗ 
öffentlichung der Plenarſchlüſſe dieſer Behörde be: 
denklich und die Selbftftändigkeit der übrigen Ge: 
richts⸗Behörden des Landes beeinträchtigend erſcheint, 
wurde gegen 39 bejahende Stimmen abgelehnt. 
Hierauf folgte der Vortrag des Zten Ausſchuſſes über 
die Petitionen 7, 9, 34, 35 und 155 des ge⸗ 
gedruckten Verzeichniſſes. 

Die ad 7 bezeichnete Petition der Stadt Friedeberg 
Q. ſucht geſetliche Maaßregeln gegen den äußern An⸗ 
rang einer der Verarmung raſch verfallenden Bevöl⸗ 
kerung nach, durch die zu beantragenden Beſtimmungen: 

1) daß bei Neu⸗Anziehenden in den Städten die Orts⸗ 

Behörden mit ihren Urtheilen über die lokalen 
Verhältniſſe der Erwerbsfähigkeit gehört werden, 
nach Art der im § 7 des Geſetzes über die 
preußiſche Unterthanenſchaft enthaltenen Vorſchrift; 
2) daß da, wo ein großer oder der größte Theil der 
Communal⸗Leiſtungen aus Kämmerei⸗Mitteln bes 
ſtritten wird, ein entſprechendes Acquivalent als 
Anzugsgeld an die Kämmerei⸗Kaſſe zu zahlen ſei. 
Ae Ausſchuß erklärt ſich für Ablehnung der Petition, 
weil 
deten 


des 


der erwähnte $ 7 nichts enthält, was den erwar⸗ 
1 Schutz vermehren könnte, und die Entrichtung 
ane Anzugsgeldes eine, den Anforderungen der Zeit 
kumiderlaufende Abſchließung zur Folge haben würde: 
I Die Petition wurde, beſonders von Seiten der Städte, 
wöbaſt befürwortet, weil der Andrang der ärmern Be⸗ 
in die letztern ſehr groß fei, während auf dem 
öfters Mangel an Arbeitern eintrete, 


Lande 


Regulativ, betreffend die Ausführung 


3 


Der Antrag liege nicht ſowohl im Intereſſe der 
Städte als in dem allgemeinen. In einem Landtags⸗ 
Abſchiede an die Weſtphäliſchen Stände ſei ein Eintritts⸗ 
geld genehmigt werden. Der Antrag möge auf ein 
Antrittsgeld für diejenigen Anzügler beſchraͤnkt werden, 


welche nicht das Bürgerrecht erwerben. 


Von Seiten der Ritterſchaft wurde bemerkt, daß den 
Landgemeinden und namentlich den 1 ein 
s ſei 
auffallend, daß von derſelben Seite ein Schutzgeld für 
die Städte beantragt werde, die für das Land dagegen 


gleicher Schutz würde gewährt werden müſſen. 


gekämpft haben. 


Der referirende Ausſchuß hob hervor, daß der Haupt: 
Uebelſtand darin liege, daß der $ 8 des Geſetzes vom 
31. December 1842 in den Städten nicht gehörig 
beobachtet werde, indem der Wohnungsgeber den An⸗ 
ziehenden zuvörderſt aufnehme und dann erſt die vor⸗ 
Das Geſetz, wenn es 


ſchriftsmäßige Anzeige mache. 
gehörig befolgt werde, ſei für den nöthigen Schutz aus⸗ 
reichend. 

Dagegen wurde erwähnt: daß der Landtag dieſen 
Schutz nicht für ausreichend erachte, gehe daraus hervor, 
daß er, bei der Berathung über den Geſetz⸗Entwurf das 
Sportuliren der untern Verwaltungs behörden betreffend, 
beantragt habe, zur Gewährung eines ſolchen Schutzes 
den Städten auch ferner zu geſtatten, die bisher neben 
den Bürgerrechts⸗Gebühren bei Erwerbung des Bürger⸗ 
rechts liquidirten Sporteln zu erheben. Die Gefahr, 
welche aus dem Andrange mittelloſer Perſonen in die 
Städte für das Gemeinweſen entſtehe, wurde vielſeitig 


anerkannt und der Wunſch einer Remedur gegen dieſen 


Uebelſtand ausgeſprochen. Es komme hier zumeiſt dar⸗ 
auf an, daß Maßregeln getroffen werden, um zu ver⸗ 
hindern, daß in den Städten eine über mäßige Bevöl⸗ 
kerung künſtlich hervorgerufen werde, ein allgemeiner 
Antrag auf geſetzliche Abhülfe ſei daher dem Zweck 
entſprechender, als ein Vorſchlag ſpecieller Mittel. 
Hierauf wurde bei der erfolgten Abſtimmung die 
obige Petition abgelehnt, eben ſo auch das Amendement, 
daß Allerhöchſten Orts auf fernere Mittel vorge⸗ 
dacht werde, um dem allzu großen Andran ze nach 
den Städten vorzubeugen, 

zurückgewieſen. 0 0 

Die Petition der Stadt Neuſalz (Nro. 9 des Ver: 

zeichniſſes) 
beantragt die Befürwortung einer Abänderung des 
Geſetzes vom 6. Jan. 1843 wegen Beſtrafung der 
Landſtre icher. 

Nach einer kurzen Debatte, in welcher erörtert wurde, 
daß die Petition bereits in der Berathung über das 
des Geſetzes vom 
6. Jan. 1843 ihre Erledigung gefunden habe, beſchloß 
die Verſammlung in Beachtung der im Referat ent⸗ 
wickelten Gründe der Petition keine Folge zu geben. 

Die Petition des Magistrats zu Sagan (No, 34) 

beantragt Veränderungen der H 8 und 9 des. Ge: 
ſetzes vom 31. Decbr. 1842. 
In Uebereinſtimmung mit dem im Referat begründeten 
Antrage des Ausſchuſſes wurde dieſe Petition ohne Dis: 
kuſſion überwiegend abgelehnt. 


Die Petition (No. 35) deſſelben Magiſtrats bean⸗ 
tragt eine Veränderung in $ 1 sub 3 des Geſetzes 
vom 31. Dechr, 1842, 
Auch dieſe Petition wurde nach dem Gutachten des Aus⸗ 
ſchuſſes und ohne Debatte abgelehnt. 

Eine Petition der Stadt Jauer (No. 155) 
ebenfalls einen Antrag auf Abänderung des Geſetzes 
vom 31. December 1842 enthaltend, 

wird auf Antrag des Ausſchuſſes ebenfalls überwiegend 
zurückgewieſen. 

Hierauf hielt der Central⸗Ausſchuß Vortrag über die 
Petitionen der Stadt Ratibor (No. 135), zwei Bitten 
enthaltend: 

1) zu beantragen, daß der Staat die Koſten der 

Kriminal⸗Jurisdiction übernehme, 

2) daß die Bewachung der k. Inquiſitoriate ſtets von 
Seiten des Staats beſorgt und bezahlt werde, 
nicht aber der Kommune zur Laſt falle. s 

Der Ausſchuß beantragt, den erften Theil der Petition 
nicht zu befürworten, weil derſelde ſchon feine Erledigung 
bei Gelegenheit der Petition No. 134 gefunden und 
außerdem die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 15. April 
1842 die Fixirung der Kriminalkoſten in den Städten 
zulaſſe; dagegen ſtimmt die Majorität des Ausſchuſſes, 
den 2ten Theil der Petition zu befürworten, da fie eine 
Laſt betreffe, welche dem Staat und nicht den Communen 
obliegt. 

Der Landtag pflichtete der Anſicht des Ausſchuſſes 
für beide Anträge bei. 

Die Petition der Leobſchützer Kreis⸗Verſammlung 
No. 194) iſt auf ein zweckmäßiges Verfahrung bei 
Ab⸗ und Zuſchreibung der Grundſteuer gerichtet. 

In Gemäßheit der vom Ausſchuß entwickelten Gründe 
insbeſondere, weil die Angelegenheit einen Gegenſtand 
der Adminiſtratton betreffe und die gemachten Vorſchläge 


auf keiner feſten Grundlage beruhen, auch das jetzige 


Verfahren der Steuer⸗Behörden als zweckmäßig erachtet 
wurde, lehnte die Verſammlung den Antrag ab. 


Die Petition eines Rittergutsbeſizers Nimptſchſcher 

Kreiſes (No. 202) betrifft die Frage: 

was thut unſern Dienſtboten, wie überhaupt der 

arbeitenden Klaſſe unſers Volkes Noth? 
Mehrere in der Petition enthaltene Vorſchläge als die 
Beſchränkung leichtſinniger Ehen und Errichtung von 
Zwangs⸗Sparkaſſen wurden als theils unausführbar, 
theils durch den Landtags⸗Abſchied vom 30. Dec. 1843 
erledigt, zeögeieut, = 

ar Klntrag auf Vermehrung der Gensd'armerie, wel: 
cher auch ſchon bei mehreren ea Gelegenheiten ſtatt⸗ 
e Abl n, Unterftägung, wurde jedoch bei 

mung eben ü ehnt, 

ebenſo wurde der Kateag, ker . i 

die Polizeidiſtricts⸗Komm! art vom 

Staat zu befolden, 3 
zurückgewieſen, und das Geſuch 

wegen Ertheilung wahrheitsgemäßer Dienſtatteſte 
als durch $ 171 der Geſinde⸗Ordnung- vom 8. Novbr. 
1810 bereits erledigt betrachtet. 

Hierauf wurde die früher ſchon zum Vortrag gewe⸗ 
ſene Petition 

wegen der Gehalts⸗Abzüge der Eiſenbahn⸗Beamten 
nochmals in Berathung gezogen. ö 

Der referirende Ausſchuß hält es nicht für angemeſſen, 
daß der im Intereſſe des öffentlichen Dienſtes den k. 
Beamten gewährte theilweiſe Schutz gegen Gehalts⸗Ab⸗ 
züge im Wege der Executlon noch weiter ausgedehnt 
werde, welcher Anſicht der Landtag ſich mit überwiegen⸗ 
der Stimmenmehrheit anſchließt. 5 
Die Petition eines Abgeordneten für Görlitz 

wegen Vermehrung der Anlagen von Eichen⸗Schäl⸗ 

Waldungen in k. Forſten. E 
Der Ausſchuß ſowohl als mehrere Mitglieder der 
Verſammlung erkennen die Wichtigkeit und Nützlichkeit 
des Gegenſtandes an, auch findet dieſelbe Beachtung bei 
den Behörden, indem ſie alljährlich durch Amtsblätter 
und Currenden darauf aufmerkſam machen. 

Dieſer Gegenſtand wird ferner bei der nächſten Ver⸗ 
ſammlung der deutſchen Land⸗ und Forſtwirthe in Bres⸗ 
lau zur Sprache kommen, aber eben, weil die Behörden 
den Nutzen anerkannt haben, und die weitere Einfüh⸗ 
rung in den k. Forſten im eignen Intereſſe der Ver⸗ 
waltung liegt, erſcheint es üderflüſſig, die Petition zu 
befürworten. Er vähnt wurde ferner, daß nicht in allen 
Theilen der Provinz die Eichenrinde geſucht werde. 

Die Petition wurde demnach abgelehnt. ; 


Rhein-Provinz. 

Koblenz, 10. März. (Köln. 3.) In der heutigen 
18ten Sitzung war der Bericht des ſechsten Ausſchuſ⸗ 
ſes über den Antrag auf Vollziehung der Verord⸗ 
nung vom 22. Mai 1815, wegen Bildung 
einer Repräfentätion des Volkes an der Tages⸗ 
ordnung. Der Referent trug einen Bericht vor, 
aus welchem Folgendes ein Auszug: Die dem Landtage 
vorliegenden Petitionen aus den Städten Aachen, Bonn, 
Bourtſcheid, Erefeld, Düren, Dülken, Elberfeld, Hückes⸗ 
wagen, Köln, Lennep, Saarburg, Trier, Vierſen, Wal⸗ 
lerfangen und Weſel, ſo wie der Antrag des Abgeord⸗ 
neten der Stadt Köln, haben faſt alle die an Se. Ma⸗ 
jeſtät den König zu richtende beſtimmte Bitte um Voll⸗ 
ziehung der Verordnung vom 22. Mai 1818 wegen 
Bildung einer Repräſentatlon des Volkes zum Gegen⸗ 
ſtande. Zunächſt dringt ſich die wichtige und zarte 
Frage auf: ſteht es dem achten theinifchen Provinzial⸗ 
Landtage ohne Verletzung der dem Staats⸗Oberhaupte 
ſchuldigen Ehrfurcht, ohne Ueberſchreitung der ſtändiſchen 
Befugniſſe überhaupt zu, eine bereits eingelegte und 
zurückgewieſene Bitte nicht nur zu erneuern, ſondern « 
ſolche auf Bewilligung einer förmlichen Repräſentation 
des Volkes unter Bezugnahme auf die Allerhöchſte 
Verordnung vom 22. Mai 1815 auszudehnen, und iſt 
der Moment gekommen, dieſe ehrerbietige Bitte, als 
eine auf den Ausſpruch der öffentlichen Meinung ge⸗ 
gründete, an den Stufen des Thrones niederzulegen? 
Die erſte Frage glauben wir bejahen zu dürfen, die 
zweite aber glauben wir verneinen zu müſſen. Die 
Stimmung der Provinz ſpricht ſich vielmehr dahin aus, 
im Vertrauen auf Se. Majeftät den König Allethöchdeſ⸗ 
fen weiſem Ermeſſen den Zeitpunkt der aus freier Ueber⸗ 
zeugung hervorgehenden Einführung der erforderlichen 
polieifhen Reformen zu überlaſſen, dagegen die ehrerdie⸗ 
tige Bitte um Ausbildung und Kräftigung der ſtändi⸗ 
ſchen Proinzial⸗Verſaſſung einzulegen. Während die 
eingegangenen Petitionen das Verlangen nach Einfüh⸗ 
rung einer Repräſentation des Volkes als ein allgemei⸗ 
nes und dringendes darzuſtellen ſich bemühen, iſt es, 
ohne auf ſolche Petitionen mehr Gewicht zu legen, als 
ſie verdienen, eine auffallende Erſcheinung, daß von an⸗ 
dern bedeutenden Städten der Rheinprovinz und faſt 
von ſämmtlichen Landgemeinden keine auf Einführung 
einer allgemeinen Repräſentation des Volkes gerichtete 
Petition vorliegt, ein Beweis, daß dieſe conſtitutionellen 
Doktrinen in der öffentlichen Meinung noch nicht tief 
begründet ſind. Durch Beibehaltung der ſtändiſchen 
Provinzial⸗Verfaſſung entgeht die Rheinprovinz der Ge⸗ 
fahr, ihre Intereſſen den Intereſſen des Ganzen zu ſehr 
geopfert zu ſehen. Bei der großen Verſchiedenartigkelt 
der Beſtandtheile, aus welchen der preußiſche Staat ber 


> 7 


ſteht, bei der fortwährenden Verſchledenheit feiner organi⸗ 
ſchen Einrichtungen fordert die Einheit deſſelben die 
Centraliſation aller Provinzen nicht. Bei dem Mangel 

einer pofitiven Beſtimmung über die ſtaatsrechtliche Be⸗ 
deutung der in der Bundesakte verheißenen landſtändiſchen 
Verfaſſung beſtehen die entgegengeſetzteſten Meinungen über 
dieſe Bedeutung. Das Geſetz vom 22ften Mai 1815, 
worauf fie ſich ſtützen, ſchrelbt die Errichtung von 
Provinzialſtänden nicht nur ausdrücklich vor, ſon⸗ 
dern will die Landes⸗Nepräſentanten aus denſelben 
hervorgegangen wiſſen. Pflegen wir inzwiſchen ſo 
viel an uns iſt das Beſtehende, damit es einſt da 
ſtehe, würdig des großen Ganzen. In dieſer letz⸗ 
teren Beziehung bleibt noch Manches zu wünſchen, 
Manches zu thun übrig, weun die Provinzialſtände 
ihre wahre landſtändiſche Bedeutung erhalten ſol⸗ 
len. Hierzu rechnen wir zunächſt größere Theilnahme 
der Provinzialſtände an den Geſetzgebungsfragen; der 
Einfluß der Stände ſoll nicht zu groß ſein, um hem⸗ 


mend in die Sphäre der Regierung einzugreifen, aber 

nicht zu gering, um eee 5 
i d billigen Anſprüchen un uſchen kei 

bleiben und billig Welltindig 


ichende Befriedigung zu gewähren. 
8 Beröffentiihung der Verhandlungen der 
Stände mit Nennung der Namen der Redner. Eine 
Regierung, die ſich, wie die unſtige, ihrer reinen Abſich⸗ 
ten bewußt iſt, kann keine Scheu vor einer Oeffentlich⸗ 
keit hegen, die für das Land nothwendig, für die Be⸗ 
hörden anregend iſt. Größere Berechtigung der Provin⸗ 
zialſtände, über alle Verwaltungs⸗Angelegenheiten von 
der Staatsregierung vollſtändige Auskunft zu fordern, 
Der Regierung muß daran gelegen ſein, ungeſucht 
Veranlaſſung zur Rechtfertigung ihres Verfahrens zu 
erhalten. Rechtzeitige Mittheilung der Allerhöchſten 
Propoſitionen. Im Sinne der Majorität des ſechſten 
Ausſchuſſes erlaube ich mir demnach, den Antrag 
dahin zu ſtellen, wegen Vollziehung der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 22ſten Mai 1815, die 
Bildung einer Repräſentation des Volks betreffend, 
für jetzt keine Bitte an Se. Majeſtät den König 
zu richten. Es folgte nun der Vortrag des Cor: 
referats. Es heißt darin: Das Referat des Aus⸗ 
ſchuſſes beſchaͤftigt fi weniger mit der Unterſuchung 
und Widerlegung der in den Anträgen für die Reichs⸗ 
verfaſſung entwickelten Gründe, ais mit der Erörterung 
der im Eingange deſſelben aufgeſtellten Fragen. Faſſen 
wir, näher auf den Gegenſtand eingehend, die Stellung 
des Rheinlandes zu der Verfaſſungsfrage ins Auge, fo 
müſſen wir des Zuſammenhanges unſerer Provinz mit 
dem geſammten Vaterlande gedenken. Die Tage ſind 
vorüber, wo das Nationalgefühl des Deutſchen in das 
beſchauliche Leben flüchten mußte, die ſittliche Idee der 
Freiheit ſollte zur Wirklichkeit werden, der ſtill gereifte, 
ſelbſtbewußte Wille ſich zur That erheben, und in dem 
Befreiungskriege erkannte das deutſche Volk die Höhe 
ſeiner Beſtimmung. Daher macht ſich von dieſem Zeit⸗ 
punkte an das Bedürfniß der Einheit der Vaterlan⸗ 
des in allen Theilen deſſelben geltend. Daß aber dieſe 
Einheit unerreichbar iſt, ſo lange der wichtigſte und ein⸗ 
flußreichſte deutſche Staat ſich nicht durch annähernde 
Verfaſſungsformen mit dem übrigen Deutſchland in in⸗ 
nere Uebereinſtimmung ſetzt, liegt klar zu Tage. Es 
iſt eine natürliche Folge der geſteigerten vaterländiſchen 
Geſinnung und der politiſchen Entwickelung in der 
Rheinprovinz, wenn hier der Wunſch ſich kund giebt, 
daß die preußiſche Monarchie jenen Weg, der allein zu 
wahrer deutſcher Einheit führen kann, betreten möge. 
Moraliſche Kraft iſt nur da vorhanden, wo Recht und 
Pflicht in Wechſelwirkung ſtehen, wo die menſchlichen 
Fähigkeiten ihre Ausbildung und die unveräußerlichen, 
moraliſchen Anſprüche ihre Befriedigung finden. Unter⸗ 
ſachen wir nun, ob dies in der jetzt beſtehenden pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Verfaſſung der Fall iſt. Die⸗ 


ſelbe hat acht verſchiedene, von einander getrennte Or⸗ 


gane der öffentlichen Meinung hervorgerufen, denen auch 
die, den ganzen Staat umfaſſenden Geſetze, welche die 
Perſonen⸗ und Eigenthumsrechte und die Steuern be: 
treffen, zur Berathung vorgelegt werden ſollen. Da 
aber jedes dieſer Organe nothwendig mehr oder weni: 
ger von dem Impuls ſeiner particulären Stellung ge⸗ 
leitet wird, ſo kann bei den in Preußen beſtehenden 
provinziellen Unterſchieden, jene Inſtitution, ſtatt zur 
einheitlichen Verſchmelzung, nur zu einer noch größern 
Entwickelung und ſchrofferen Hervorhebung dieſer Un- 
terſchiede führen. In der That hat die Regierung olle 
Urſache, die Wirkſamkeit der Provinzialſtände auf pro⸗ 
vinzielle Angelegenheiten zu beſchränkenz denn eine durch⸗ 
8 lebenskräftige Einwirkung auf den Gang der 
Du erung von acht verſchiedenen Seiten her würde bie 
größte Sie urg herbeiführen und zur Auflöſung füh⸗ 
ren. Sie eniſchließt ſich daher auch, viele der mich: 
tigſten 3 wenn gleich fie tief in das Per⸗ 
ſonen 2 und Eigenchumsrecht eingreifen, den Stän⸗ 
den gar nicht vorzulegen, wodurch die Mitwir⸗ 
kung des Volkes bei der Geſecgebung weſentlich - ges 
ſchwacht wird. Und doch ift dieſe Mitwirkung ein 
verfaſſungsmäßiges Recht, und auf der C 9 
der wir uns befinden, ein politiſches Bedürfniß, das zu 
tief in der öffentlichen Meinung wurzelt, als daß an 
die Möglichkeit, es zu erſticken, auch nur zu denken 


wäre. Daß Geſetz vom 22. Mai 1816 ſchreibt die 
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des Vaterlandes anheim gegeben ſind, und zugleich die 
ehrfucchtsvolle Ueberzeugung aus zuſprechen, daß die Aus⸗ 
führung der Allerhöchſten Verordnung vom 22. Mal 
1815, wie fie als ein dringendes Bedürfniß der Gegen⸗ 
wart erſcheint, zugleich das Werk einer glorreichen Ver⸗ 
gangenheit vollenden, das Vaterland zum Gipfel ſeiner 
Größe heben und der dankbaren Liebe des preußlſchen 
Volkes zu Ew. Majeſtät eine unvergängliche Dauer 
ſichern würde. Die getreuen Stände glauben, einem 
unabweisbaren Gebot der Pflicht durch dieſe Darlegung 
zu genügen und bitten Ew. königl. Majeſtät in tiefſter 
Ehrfurcht, dieſelbe in Allerhöchſte Erwägung zu ziehen.“ 
Nach einer ſehr langen Debatte, brachte der Landtags⸗ 
Marſchall folgende Fragen zur Abſtimmung: Erſte 
Frage: Will die Stände⸗Verſammlung in ihr Pro: 
tokoll die Ecklärung niederlegen, daß ſie, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem vorigen Landtage, die Entwickelung 
der ſtändiſchen Verhälenſſſe zu einem einheitlichen Mit- 
telpunkte als ein dringendes Erforderniß erkenne, daß ſie 
aber, in Betracht der königl. Worte des letzten Land⸗ 
tagsabſchiedes, dieſe Entwickelung von dem Entſchluſſe 
Sr. Majeſtät des Königs erwarte, und deshalb das Ge⸗ 
ſuch des vorigen Landtages nicht erneuere? Welche 
Frage mit 48 Stimmen gegen 30 verneint wurde. 
Zweite Frage: Tritt die Verſammlung dem An⸗ 
trage der Majorität des Ausſchuſſes bei? Welche Frage 
mit 36 Stimmen bejaht und mit 42 verneint wurde. 
Der Hr. Landtags⸗Marſchall: Es wird alſo jetzt die 
Frage der Minorität des Ausſchuſſes zur Abſtimmung 
kommen müſſen; warauf ein Abgeordneter des Ritter⸗ 
ſtandes bemerkte: der Antrag, eine Adreſſe an Se. 
Majeſtät den König zu richten, habe, wenn auch negativ, 
doch die Mehrzahl von zwei Dritteln der Stimmen nicht 
erlangt, und könne daher von einer Modalität der weis 
teren Frage nicht mehr die Rede ſein. Ein Abgeord⸗ 
neter der Städte wünſcht, noch einen Verſuch zu machen, 
ein allgemeines Einverſtändniß der Verſammlung herbei⸗ 
zuführen, und macht zu dem Ende den Vorſchlag, daß 
folgender Beſchluß von der Verſammlung gefaßt 
werde: „Die Stände durchdrungen von dem Wunſche, 
einen neuen Beweis des Vertrauens in die hochherzigen 
Geſinnungen ihres königlichen Gebieters zu geben, bauend 
auf die Einſicht Sr. Durchlaucht des Hrn. Landtags⸗ 
Marſchalls und auf deſſen Verſicherung, daß ihre Ver⸗ 
zichtleiſtung auf einen unmittelbaren, die Reichsverfaſ⸗ 
ſung betreffenden Antrag der Erklärung von Sr. Maj. 
in dem legten Allerhöchſten Landtags⸗Abſchiede entſprechen 
werde, verzichten darauf, Sr. Maj. dem Könige ihre 
Wünſche unmittelbar auszudrücken und bitteu den Hrn. 
Landtags⸗Marſchall, bei Sr. Maj., ihrem Allergnädigſten 
Könige und Herrn, der Dolmetſcher ihrer, von dem all⸗ 
gemeinen Verlangen der Rheinprovinz getragenen Ueber⸗ 
zeugungen fein zu wollen, Ueberzeugungea, welche ſich 
dahin feſtgeſtellt haben, daß eine reichsſtändiſche Ver⸗ 
faſſung geeignet, die Wünſche aller Klaſſen der Bevöl⸗ 
kerung in richtigem Verhältniſſe zu vertreten und zur 
unmittelbaren Entſcheidung Sr. Majeſtät zu bringen, 
von den Rheinländern als ein für das Wohl der Provinz 
unabweisliches Bedürfniß erkannt und von Sr. Maj. 
getreuen Ständen erſehnt werde.“ Ein Abgeordneter der 
Städte: Die Behauptung des verehrlichen Mitgliedes aus 
dem Ritterſtande ſcheine ihm auf einem großen Irr⸗ 
thume zu beruhen. Es fei früher abgeſtimmt worden 
darüber, ob die Wünſche der Verſammlung zu Protokoll 
genommen werden ſollen, und dieſe Frage ſei verneint 
worden; darauf ſei abgeſtimmt worden, ob man dem 
Antrage des Ausſchuſſes beiſtimme, dieſe Frage fei eben⸗ 
falls per majora verneint worden. Es ſtehe alfo nach 
der Geſchäftsordnung dem nichts entgegen, wenn nun 
die Propoſition des Correferats zur Abſtimmung komme. 
Dazwiſchen trete aber der vermittelnde Antrag ſeines 
Freundes zur Linken, weil dieſem von dem Correferenten 


Bildung einer Repräſentation des Volkes 
vor, ordnet Provinzialſtände und eine Ver⸗ 
ſammlung von Landesrepräſentationen an, 
welche in Berlin ihren Sitz haben ſoll, und ſtellt feſt, 
daß die Wirkſamkeit der Landes repräſentanten fi auf 
die Berathung über alle Gegenſtände der Geſetzgebung 
erſtrecken foll, welche die perſönlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatsbürger, mit Einſchluß der Beſteuerung 
betreffen. Das Feſthalten an dieſen Grundzügen einer 
Reichsverſaſſung macht es eben ſo überflüſſig, das weit⸗ 
läuftige Gebiet ſtaatsrechtlicher Theorien zu betreten, 
als es zugleich die in dem Referate ausgedrückte Mei: 
nung widerlegt, als ſeien diejenigen, die eine Landes te⸗ 
präſentation wünſchen, zur Beſeitigung der Provinzial: 
ſtände geneigt. Nur zwei Momente ſei es uns ver⸗ 
gönnt, hervorzuheben, das eine von allgemeiner Beziehung 
auf den ganzen Staat, das andere ſpeciell die Rhein⸗ 
provinz betreffend. Unter dem erſtern meiuen wir das 
Geſetz vom 17. Januar 1820, welches die künftige 
Behandlung des Staatsſchuldenweſens betrifft und auf 
die Organifation der Reichsſtände baſirt iſt. Daſſelbe 
bemerkt, daß der König beſchloſſen habe, das Staats⸗ 
ſchuldenweſen den Reichsſtänden unterzuordnen, wodurch 
er hoffe, das Vertrauen zum Staate und zu ſeiner 
Verwaltung zu befeſtigen. Die Grundlage, auf welche 
nach dieſem Geſetze das Finanzweſen und der Credit 
unſeres Staates ſich ſtützen ſollen, die Reichsverfaſ⸗ 
ſung, fehlt bis zum heutigen Tage. Die Beden⸗ 
ken, die ſich an dieſen Zuſtand knüpfen, der läh⸗ 
mende Einfluß, den ſie auf die Politik des Staa⸗ 
tes haben müſſen, wenn die Ereigniſſe eine raſche Kraft⸗ 
entwicklung fordern, liegen klar zu Tage, und wenn wir 
nicht irren, ſo iſt es auch jetzt im tiefen Frieden nicht 
immer möglich geweſen, die Nachtheile die dieſes Miß⸗ 
verhältniß für die allgemeine Wohlfahrt hat, durch die 
Wirkſamkeit der Geldinſtitute des Staates und durch 
andere Formen der Verpflichtung zu vermeiden. Das 
andere Moment, deſſen wir erwähnen wollten, ſind die 
der Rheinprovinz ſpeelell ertheilten Zuſagen. Von den 
Gründen, die eine Kräftigung des Staates durch Volks⸗ 
vertretung als dringend erſcheinen laſſen, mag hier noch 
einer ſeine Stelle finden: Wir leben in einer Zeit, in 
welcher die ſociale Grundlage von gewaltigen Erſchüͤt⸗ 
terungen bedroht iſt. Auch in unſerm Vaterlande iſt 
ſchon in beklagenswerthen Vorfällen das Uebel an das 
Licht getreten, an welchem die heutige Geſellſchaft leidet. 
Erfreulich war die Regung, die ſich, als aus Schleſiens 
Thälern die Trauerkunde erſcholl, wie ein elektriſcher 
Schlag durch das Land verbreitete und alle empfängliche 
Gemüther mit dem Wunſche durchdrang, vorhandenes 
Elend zu mildern, zukünftiges vorſorgend abzuwehren. 
Ein neues Zeugniß von der edelſten Menſchenliebe un⸗ 
ſeres Königs find die Worte, welche Se. Majeſtät an 
den Verein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen rich⸗ 
tete. Gerecht iſt das Vertrauen, mit welchem der König 
ſeln Volk auffordert, durch vereinte Kraft ſo großer 
Noth entgegen zu treten. Aber ſo gern wir zugeben, 
daß die Hebung tiefliegender geſellſchaftlicher Uebelſtände 
auch der forgfältigften Staatsverwaltung allein unmög⸗ 
lich iſt, ſondern daß es dazu der mitwirkenden Volks⸗ 
thätigkeit bedarf, fo fragen wir uns doch: wird dieſelbe 
auf eine heilſame Weiſe eintreten können, wenn ihr 
nicht geſetzmäßige Bahnen durch die Verſaſſung eröffnet 
ſind? Wird es mit der Ruhe und Sicherheit des 
Staates vereinbar fein, daß die wichtigſten ſocialen 
Fragen der Gegenwart in großen, frei zuſammengetre⸗ 
tenen Verſammlungen verhandelt werden, wenn es an 
politiſchen Inſtitutſonen fehlt, die, indem ſie an der 
einen Seite did bürgerliche Freiheit verbürgen, an der 
andern Seite die Macht des demokratiſchen Elements 
zu mäßigen vermögen? Die Vernunft verneint dieſe 
Frage und die Erfahrung wird lehren, daß die Staats⸗ 
verwaltung die Kraft poliſcher Inſtitutionen, wie ſehr 
ſie dieſelben auch ſonſt zu erſetzen ſtrebt, nicht in dem 
Maaße in ſich fühlt, um dem Sturme zu trotzen, der 
aus jenen Elementen ſich erheben könnte. Blicken wir auf 
dos Geſagte zurück, vergegenwärtigen wir uns, daß 
die Einheit Deutſchlands durch Preußens Vorſchritt in 
der Verfaſſungs⸗Angelegenheit bedingt iſt, daß die Ein⸗ 
führung einer Landesrepräſentation, wie fie die Wohl: 
fahrt des geſammten Vaterlandes fördert, insbeſondere 
auch dem preußifchen Staate zum Heile gereichen, daß 
aber der fortdauernde Mangel dieſes in dem Geſetze vom 
17. Januar 1820 vorausgeſetzten Fundaments unter 
Umſtänden zu bedenklichen Lagen führen würde, — daß 
eine geordnete Mitwirkung im Staate ein mit der Ver⸗ 
nunft übereinſtimmender Anſpruch des Volkes iſt, — daß 
derſelbe durch die provinzialftändifche Verfaſſung nicht 
befriedigt werden kann, — daß dieſe den wichtigſten 
Intereſſen unſerer Provinz keinen hinreichenden er 
und gegenüber den hereindrohenden Gefahren der en 
keine Beruhigung gewährt, — fo glauben mir Dei 85 
trag gerechtfertigt zu haben, den wir ber 
die Plenar⸗Verſammlung dahin ſtellen, daß es Hochder⸗ 
an Se. Majeſtät den 
ſelben gefallen wolle, eine Adreſſe et 
König zu richten, welche mit folgendem Petitum 
90 5 5 erthänigkeit nahen die getreuen 
ſchließt: „In tieſſter Unt f 
Stände dem Throne, um ihren unverbrüchlichen Gehor⸗ 
ſam gegen den königlichen Willen, dem die Geſchicke 


ebenfalls von der Maſoritat verwor⸗ 
Er erklärte, ſich dafür, daß 
der vermittelnde Vorſchlag zunächſt zur Abſtim⸗ 
mung komme, und halte es von der größten 
Wichtigkeit, daß St. Majeſtät die Geſinnungen der 
Stände offenbart würden, 8 einer Art, daß dadurch zu⸗ 
gleich die Bedenken Sr. Durchlaucht beſeltigt werden 
dürften, und wenn die Berfümmlung dieſe Anſicht theile, 
fo bitte er, dies auszudrücken. Nachdem die Verſamm⸗ 
lung ihre Zuſtimmung durch mehrfaches Auſſtehen er⸗ 
klärt, der Correſerent wiederholt dem durch den Abgeord⸗ 
neten von die Priorität einge⸗ 
ch von mehreren Stimmen 175 zugleich das 
Ungeſetliche einer weitern Abſtimmung behauptet worden 
weil die Frage, ob * Adreſſe an Se. Maſeſtät etlaſſen 
auch negativ, entſchieden fei, ſo er⸗ 
lolgte die Frageſtellung, wie fie früher angegeben war 
und auf dem Stimmzettel naher bezeichnet iſt. Di 
Frage wurde mit 35 Sti 5 5 
81 timmen bejaht und mit 16 
klärt, de Vorher hatte der Hr. Landtags marſchall 
art, daß ſich ohne Zweifel eine Gelegenheit ergeben 
Fortſetzung in der Beilage.) 


wenn jener 
fen werden ſollte. 


—. ͤ K ⁵ ! ⁵ÜVbÄ 
Mit zwei Beilagen, 


die Priorität eingeräumt worden ſei, welchem ſich dann 
weitere Vorſchlag Sr. Durchlaucht anſchließen werde, 


Erſte Beilage zu 


bandelt worden ſei, und daß er eine ſolche 
Gelegenheit zu erfaſſen nicht anſtehen werde. 
Der Hr. Landtagsmarſchall enthielt ſich der Abſtimmung. 
aber weigerten — — 
erfahren als ein ungeſetzliches an⸗ 
ſahen, weshalb der Abgeordnete des Ritteiſtandes den 


Sechs andere Mitglieder 
men, weil ſie das V 


ausdrücklichen Proteſt zu Protokoll verlangte. 


Berl Antand 
600 in, vom 9. April. — Se. Majeſtät der König 
5 en Allergnädigſt geruht, dem Lieutenant im 10ten 


auf Mont eien und Kreis⸗Deputirten Schlincke 


„Maſſelwitz bei Breslau und dem Steuer⸗Einnehmer 


201 laberty zu Fraulautern bei Saarlouis den rothen 
— vierter Klaſſe; ſowie den Papier⸗Tapeten⸗ 
Julie anten Chriſtian Ludwig Walcker und Auguſt 

6 Theodor Töpffer das Prädikat als Hof⸗Liefe⸗ 
kanten zu verleihen. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 

em Fabrikwächter Konrad Geige in der Sudenburg⸗ 

agdeburg, die Anlegung der ihm verliehenen Königlich 
bannoverſchen Krieges⸗Oenkmünze für die deutſche Le⸗ 
gion zu geſtatten. 

Der General⸗Major und Commandeur der 7ten Inf. 
Brigade, v. Carnap, iſt von Magdeburg hier ange⸗ 
kommen. 

Se. Excel. der General-ieutenant und Iſte Com: 

dant von Stettin, v. Pfuel, iſt nach Stettin und 

„ Extellenz der General⸗Lieutenant und Commandeur 

Diviſton, v. Wedell, nach Stargard abge: 
gangen. 


Bei der den 8. April angefangenen Ziehung der Zten 
Klaſſe Oster königl. Klaſſen⸗Lotterie fieten 3 Gewinne 
zu 2000 Thlr. auf Nr. 11218 72463 und 81426; 
1 Gewinn ven 1000 The. fiel auf Nr. 16162; 4 Ge: 
winne zu 400 Thlr. fielen auf Nr. 22583 24222 
43995 und 55947; 1 Gewinn von 200 Thlr. fiel 
auf Nr. 24470 und 6 Gewinne zu 100 Th r. fielen 
auf Nr. 14934 22418 26995 37358 53078 und 
70674. 

dess Berlin, 8. April. — Mit dankbarer An⸗ 
erkennung für den Schutz der Vorſehung iſt zu erwäh⸗ 
nen, daß bis jetzt die Provinz Brandenburg, mit Aus⸗ 
nahme der zur Priegnitz gehörigen Stadt Wittenberge 
und einigen andern Uferörtern der Elbe, in neuerer Zeit 
faſt gänzlich von Waſſerſchäden und den in Folge der 
Ueberſchwemmungen eingetretenen Unglücksfällen verſchont 
geblieben iſt, während noch täglich aus andern Gegen⸗ 
den im In⸗ und Auslande höchſt betrübende Nachrich⸗ 
ten über ſolche Vorgänge einlaufen. — Bei dem Wie: 
derer ſcheinen der ſchöneren Jahreszeit und der Wieder⸗ 
aufnahme der öffentlichen Arbeiten treten ganz beſonders 
ſichtbar die in neueſter Zeit hier vorgenommenen und 
fortgesetzten Veranderungen und Prrſchoͤnerungen ent: 
gegen. Die Terraſſen am Schloſſe, der in eine Gar: 
tenanſage verwandelte Wilhelmsplatz, die Ausſchmückung 
des Exercierplatzes vor dem Brandenburger Thore mit 
prachtvollen Gebäuden, zu denen die gräflich Raczinski⸗ 
ſche Bildergallerie gehört, gehören zu dieſen bervortreten⸗ 
den Verſchönerungen. Einer der Haupteingänge un ſerer 
Refidenzftadt, die große Leipziger Straße, erhielt eine 
neue Zierde durch den jetzt in Angriff genommenen 
Umbau des Kriegsminiſtertums, wodurch das früher 
ſchon ſehr anſehnliche Gebäude bedeutend vergrößert und 
erhöht wird, Eine ganz neue Welt aber beſchäftigt in 
bleſem Augenblicke wieder viele taufend Hände. Es iſt 
die Kortfegung der Aufführung des neuen großen Stadt: 
viertels zwiſchen dem Potsdamer und Anhaltſchen Thore, 

auf der Weſtſeite der Hauptſtadt. Eine großartige 
Schöpfung, die unmittelbar als eine Folge des Baues 
und der Eröffnung der Eiſenbahnen zu betrachten iſt, 
und die auch als eine ſolche durch die Benennung der 
Plätze und Straßen anerkannt wurde, da die Namen: 

Ascaniſcher Platz, Deffauer, Bernburger, Köthener Straße 

u. ſ. w. ſämmtlich an die Gegenden und Städte er⸗ 

innern, in welche die große Eiſenſtraße führt, die hier 

ein ſolch neues Leben hervorgerufen hat. Auch die Ar; 
beiten an dem großen Schifffahrtskanal haben wieder 


begonnen. — In der vorigen Woche ſtarb in der hie⸗ 


ſigen Charité nach einer mehr als 20 jährigen ſchweren 
Geiſteskrankheit ein Schleſier, der Nee be v. P. 
Derſelbe hatte kurz vor dem Ausbruch des Befteiungs⸗ 
kampfes ein Duell mit einem Herrn v. W. bei poln. 
Wartenberg, und obgleich fein Gegner ein berühmter 
Piſtolenſchütze war, fo entging derſelbe doch nicht der 
Kugel ſeines viel weniger geübten Gegners. 
Zweikampf und die Art, wie er ausgefallen, ſoll 
die Veranlaſſung der langen Gemüthskrankheit des nun 
rſtorbenen geworden fein — Am vorigen Sonntage 
wurde hier ein Mann aus der ſeltenen Klaſſe der Mit: 
‚ Nonaivs, der Banquier Bernſtorff, begraben. Er war 


A des Geh. Raths Koreff zu Paris, und 


= 11. | 
M 84 der privilegirten Schleſiſchen Zeitung. 


. 


ſcherzhafter Weiſe den Banquier der Banqufers. 


+ Berlin, 8. April. — Die hieſige polptechniſche V 
Geſellſchaft geht ſchon längere Zeit mit dem Gedanken 
um, ein eigenes Gebäude für ihre Verſammlungen und 
Wenn man in Erwä⸗ 
gung zieht, daß dieſelbe jetzt ſchon aus 7 — 800 Per: 
ſonen beſteht, und nach dem bisherigen Anwachſen zu 
urtheilen, in kurzer Zeit über 1000 Mitglieder zählen 
dürfte, ſo muß man ein ſolches Verlangen ganz natur⸗ 
gemäß finden. Beſitzen doch ſo viele Geſellſchaften von 
viel geringerm Umfange und weit unbedeutenderem Stre⸗ 
ben ihre eigenen Verſammlungslokale, wie z. B. Caſi⸗ 
no's, Liebhabertheater, Reſſourcen ic. Um einen Schritt 
weiter in Erreichung ihrer Abſicht ſcheint nun auch kürz⸗ 
lich die polytechniſche Geſellſchaft gelangt zu ſein, indem 


ſonſtigen Zwecke zu erwerben. 


ihr von dem Könige ein Stück Exerzierplatz, auf dem 
bekanntlich Kroll's Wintergarten ſich befindet, ſowie 
einige andere im Bau begriffene Häuſer, zur Auffüh⸗ 
rung eines polptechniſchen Palaſtes angewieſen worden 
ſein ſoll. Es kommt jetzt nur auf die Beantwortung 
der Fragen an, wie, wann und mit welchen Hilfämit- 
teln der Bau, welcher Berlin um eine neue Zierde be⸗ 
reichern könnte, ausgeführt werden fol. Man ſcheint 
mit der Aufführung eines ſolchen Gebäudes den Plan 
verbinden zu wollen, daß daſſelbe auch zugleich zu all⸗ 
gemeinen polyptechniſchen und induſtriellen Zwecken be⸗ 
nutzt werden könnte. Ein ſolcher Plan ließe ſich frei⸗ 
lich nicht ohne direkte Betheiligung von Staatsmitteln 
realiſiren. Die Ausführung deſſelben müßte aber jeden falls 
für die vorherrſchenden Verhaͤltniſſe als zeitz u. zweckgemäß 
erſcheinen. Wann und wie der angeregte Plan ins Le⸗ 
ben treten wird, hängt zunächſt von der Energie der 
polptechniſchen Geſellſchaft und vorzugsweiſe von dem 
Vorſtande derſelben ab; wie dieſer der Geſellſchaft die 
ganze Sachlage annehmbar zu machen weiß, ſo wird 
ſich auch die Durchführung des Projekts danach richten. 
Auf dem vom Profeſſor Maßmann im vorigen 
Jahre hier eingerichteten Turnplatze in der Haſenhalde 
werden, wie man ziemlich ſicher erwarten kann, in der 
bevorſtehenden Sommerzeit die Schüler ſämmtlicher 
Gymnaſien ihre gymnaſtiſchen Uebungen halten. Im 
vorigen Jahre war dies nur den Schülern des hieſigen 
Fliedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſiums und der unter demſel⸗ 
ben Director ſtehenden Realſchule verſtattet; es wurde 
der Platz gleichſam wie ein für dieſe Anſtalten privile⸗ 
girter betrachtet. Jetzt hat ſich dieſe Anſicht deshalb 
geändert, weil man eingeſehen hat, daß mit den bis⸗ 
herigen geringen Lehrkräften die Aufgabe der neuen Tur⸗ 
nerel ſich nicht löſen läßt, dei einer Vermehrung der⸗ 
ſelben aber die im Beſitze des Platzes befindlichen zwei 
Anſtalten nicht gut aufkommen; deshalb hat man ſich 
entſchloſſen, auch den Übrigen Gymnaſien den Platz zu 
überlaſſen mit der Verpflichtung, an der Erhaltung des⸗ 
ſelben und der Aufbringung der Lehrkräfte zu gleichen 
Theilen Koſten zu tragen. Ob nunmehr die Turnerei 
bei uns wie volksthümlich werden dürfte, ſteht dahin; 
jedenfalls iſt nach den bisherigen Erfahrungen daran zu 
zweifeln verſtattet. Man will, daß dieſelde ohne jeden 
ſogenannten Nebengedanken, ohne einen ideellen Träger 
eine bloße gymnaſtiſche Uebung ſein ſoll. Die Erfahrung 
muß zeigen, wie weit der Mechanik unſerer Zeit auch 
die Löſung dieſer Aufgabe gelingen wird. — Mit Be⸗ 
zug auf den Ausbruch des Schweizer⸗Bürgerkrieges we⸗ 
gen der Berufung der Jeſuiten nach Luzern iſt vielleicht 
die Anführung einer Stelle aus den „Jeſuiten des neun: 
zehnten Jahrhunders von Dr. Rutenberg“, wie ſie uns 
eden in der zweiten unveränderten Ausgabe dieſer beach⸗ 
tungswerthen Brochüre vor Augen kommt, nicht ohne 
Intereſſe. Dieſelbe, die gewiß vor einigen Monaten 
ſchon geſchrieben wurde, lautet: „Wir erinnern nur daran, 
daß die eigentlichen Urkantone, Schwyz, Uri, Unterwal⸗ 
den, ſodann Zug, Wallis und andere von den Seiuiten 
mit Lift und Gewalt erobert worden, und daß, fie ger 
rade jetzt mit der Unterſochung Luzerns beſchäſtigt find. 
Gelingt gem aber dieß Unternehmen, einen der ſchwei⸗ 
zeriſchen Vororte zu beſezen, fo muß ihre Vertreibung 
und der Friede in der Schweiz durch die blutigſten 
Spaltungen und Trennungen erkämpft werden, wovon 
die Vorſpiele ſchon vor unſern Augen liegen, oder das 
freie Alpenland wird ein Todtenacket, auf welchem die 
Jünger Lopola's ihre Kreuze errichten.“ ü 

Nach dem „Publiziſten“ wäre das Erkenntniß gegen 
die Arbeiter, welche vor 2 Monaten am Hamburger 


Thore tumuttuariſche Auftritte veranlaßten, bereits am 
7. v. M. ergangen. Da mit dem 


umulte zuglei 
0 eine Beſchädigung des Vermögens el Wat eg 


gleich eine Verdoppelung der in 99. 5. 125 des Ge⸗ 


ten. Danach fol das höchſte erkannte Strafmaaß 6 
Jahre, das mindeſte aber 6 Monate betragen. (Alſo 


well er nut ſtets Geldgeſchäfte im Großen, aß mit 
andern Banquiers machte, ſo nannte man ihn hier auch 


Freiheit! 


e e ee 1. e 
Hierauf tichtne Domheer Günther, 


| verficät Leipzig habe alle Zeit ſebes e 


werden die Tumultuanten im für fie günſtigſten Falle 
1 Jahr Gefängniß zu erleiden haben. we 
Köln, 5. April. — Unſere Zeitung hat von dem 
rheiniſchen Provincial:Landtage das Recht erworben, die 
erhandlungen deſſelben drucken und an die andern 
Zeltungs⸗Redaktionen der Provinz zu gleichzeitiger Aus⸗ 
gabe verſenden zu dürfen. Mehrere der übrigen Zeitun⸗ 
gen find. damit nicht zufrieden und erlaſſen Preteſte. 
Heute hat die Kölniſche Zeitung zum erſten Male von 
dieſer Befugniß Gebrauch gemacht und die Verhandlun⸗ 
den über den Antrag auf Vollziehung der Verordnung 
vom 22. Mai 1815, wegen Bildung einer Reptäſenta⸗ 
tion des Volkes, mitgetheilt. (Vergl. die Landtags⸗Ver⸗ 


handlungen.) 
Deut ſchlan d. 

“ Dresden, 8, April. — Geſtern fand zu Eh 
ren Ronge's in dem Locale des Kaufmannsbvereines ein 
Abendeſſen ftatt, an welchem 210 Perſonen Thel nah⸗ 
men, die meiſt den gebildeten Ständen angehörten; 
namentlich erblickte man unter ihnen die Landtagsab⸗ 
geordneten Todt, Braun und Haaſe; mehrere proteſtan⸗ 
tiſche Geiſtliche, den Rectot nebſt mehrern Lehrern der 
Kreuzſchule, Literaten, und es ließ ſich wohl erwarten, 
daß der heutige Abend ein geiſtig regſamer und bedeut⸗ 
ſamer ſein werde. Dieſer Erwartung ward denn auch 
entſprochen, und es wird dieſer Abend, an dem man die 
Vertreter der wichtigſten Intereſſen der Menſchheit mit 
dem begeiſterten Vorkämpfer für Licht und Wahrheit 
vereint ſah, allen Theilnehmern unvergeßlich bleiben. 
Profeſſor Wigard brachte den erſten Spruch aus: auf 
die Einheit bei dem Fortſchritte zur Vervoll⸗ 
kommnung, auf den Einklang im Handeln, damit 
endlich ein Hirt und eine Heerde werde! Nach 
ihm erhob ſich der ſtellvertretende Vorſtand der deutſch⸗ 
katholiſchen Gemeinde Franz Schmidt, und ſprach: Es 
fei nunmehr 38 Jahre, als er das Gebäude der heil. 
Inquifiion in Valladolid habe zetſtören helfen; heute 
habe er zur zweiten Fahne, der des Johannes Ronge 
geſchworen, und er und ſeine Kinder würden ſie ver⸗ 
theidigen mit Gut und Blut bis zum letzten Lebens⸗ 
baue, denn ihre Avantgarde fei die Vernunft, das 
Centrum die deutſch⸗ katholiſche Gemeinde, und ihre 
Flanken würden gedeckt durch ſeine proteſtantiſchen Mit⸗ 
brüder; daher bringe er dem, was den Sieg verbiirge, 
der Einheit, ein begeiſtertes Hoch! In Bezug auf 
Wigards Spruch erwiederte Archidiaconus Ziller, fein 
Toaſt lautete: auf das Gedeihen des Fortſchrittes, dem, 
der deſſen Hebel fei, dem edlen Vorkämpfer und 
theuren Confrater Johannes Ronge! Paſtor 
Fiſcher ſprach hiernach: „Finſterniß deckte das Erdreich, 
da kam der Bergmannsſohn und verſcheuchte ſie, denn 
die Wahrheit macht frei und ſie wird Euch frei ma⸗ 
chen. Drei Jahrhunderte verweilten wir im Einzelnen, 
den Hauptzweck nur zu oft aus den Augen verlierend, 
nicht bedenkend, daß die Gegenwart iſt die Ausſaat der 
Zukunft; da kam der edle Johannes Ronge! Wir wer⸗ 
den die Flanken decken, ſo lange nicht ein Centrum 
uns vereint; edarum ihm dem wackern Streiter, 
u, den Geiſtesverwandten aller Kirchen, Hoch! 
Hierauf ward ein für die heutige Feier gedichtetes Lieb ' 
von den Anweſenden geſungen, und in beſonderer Be⸗ 
ziehung auf deſſen Zten Vers Kerbler ein Lebehoch ges 
bracht. Nach deſſen Beendigung erhob ſich Ronge 
und ſprach: Die Anweſenheit fo vieler hochachtbarer 
Herren würde ihm drückend fein, wenn fie feiner, Per⸗ 
fon gelten ſollte, aber Männer wüßten zu unterſchelden 
zwiſchen der Perſon und der großen Sache. Er fei 
mächtig ergeiffen durch die Theilnahme auch an feiner 
Perſon, und dieſe habe ihn mit neuem Muthe beſeelt, 
er werde daher mit deſten Kräften kämpfen fü u 
lige Sache, auf der das Wohl br Bande Ihe 
Er vertraue auf den Geiſt im ‚Side ande, und die 
Vertreter des Volkes ſeien es, welche dieſen Geiſt er⸗ 
höhten und ſtäckten, datum bringe er fein Hoch: der 
Verfaſſung Sachſens und den Ständen Sach⸗ 
ſens. Appellationsrath Hagſe, Präſident der zweiten 
Kammer erwiederte: die Kammer werde nie vergeſſen, 
ihrer hohen Beſtimmung eln, edenk zu ſein; das be⸗ 
gonnene Werk mülſſe gelingen, dafür bürgten die Fort⸗ 
ſchritte der Gegenwart, darum ein Hoch de m Fort⸗ 
ſchritte unſerer bürgerlichen und ßeligiöſen 
Wohl am meiſten begeiſtetten Kerblers 
Worte: der heilige Kampf habe begonnen; er ſel aber 
zu hoch und zu hehr, als daß man ihn auf das poli: 
tiſche Feld hinüberziehen ſolltt. Es ſei mehr denn ein 
Papſt in Deutſchland zu bekämpfen, darum rufe er mit 
Luthern Allen ein: Vorwärts! zu, deln . 
Lebe 
dem, der es dem An ern zuvorthut! 
t, fetziger Rector der 
m d n Wigaleb der erſten Stänbsfams 
mer, folgende Worte an die Verſammlung: Die Uni⸗ 
f des Streben nach Vol 
kommenheit mit beſten Kräften 3% dene, e 
fie nehmen daher auch kräftigen Antpeil an dieſem 


7 
\ 


an dieſe den Spruch: Die Preffe lebe hoch, 


* 


x 


Anweſenden oft wiederholt ward. 


Kampfe und dieſem müſſe der Sieg werden, der Hoff⸗ 
nung auf endlichen Sieg des Wahren, 
Guten und Rechten bringe er daher das Hoch. 
Nach einigen dem Prof. Wigard, dem Vorſtande der 
Stadtverordneten und dem Stadtrathe gebrachten Toaſten 
ſprach der wackere Landtagsabgeordnete Todt für die 
vergeſſene Preffe in kurzen, kräftigen Worten und ſchloß 
ſie 
welcher unter ſchallendem Applaus von den 
Dann folgten 
ſchnell nach einander noch folgende Toaſte: 
Kell: auf die öffentliche Meinung, auf den 


lebe frei! 


geſunden Sinn des Volks; Schmidt auf An⸗ 


erkennung der Gemeinde; Wigard: auf alle 
Univerſitäten, welche den Zweck und Geiſt 


der Erziehung erfaßt haben; auf den Rector 


magnificus! Albani: auf die Schulen, welche die 


Grundlage für Einigung der Proteſtanten und Katho⸗ 
lüken fein ſollen; nicht komme es darauf an, was wir 
ſind, ſondern was wir ſein ſollen. Pfeilſchmidt: auf 


die ächten deutſchen Frauen! Diaconus Stei⸗ 
nert; auf Ronges Mitſtreiter und Freunde. 
Appellationsrath Stieglis: In certis unitas, in du- 


biis libertas, omnibus caritas! Wigard: den Ent⸗ 


fernten! Ezerski, der mit Selbftverläugnung das 
große Werk in Leipzig fördern half. Poſtſecretair Ma⸗ 
tin: Allen muthigen Kämpfern der Vergangenheit, Ges 
genwart und Zukunft! Zenker: dem heiligen Rocke, 


der, wenn er auch nicht die Lahmen nachhaltig gehend, 
doch alle Blinde ſehend gemacht habe, wonach die 


Wunderkraft deſſelben bewieſen ſei! Auf die Wunder 
des heiligen Rockes, die er wider Erwarten der 
Ausſteller gethan habe! 
dem Wunſche auf Entfernung der Jeſulten aus dem 
Vaterland, daß die deshalb in der 
ſungs⸗Urkunde 9. 56 enthaltene Beſtimmung 


eine Wahrheit werdel 
Eutin, 5. April. (H. N. 3.) Der gewagte Traum 


von einer unklar gemeſſenen evangeliſchen Predigerge⸗ 


walt hat bis zum bewußten Erwachen ſich ausgeträumt, 
und jene Anſichten alle, jene Verſuche eines aufgeregten 


Selbſtgefühls, die ich gerügt habe, ſind von dem Land⸗ 
Derſelbe hat — 
nachdem er zuvor dem Hufner F. .., auch die kirchliche 
volle Unbeſcholtenheit zugeſtanden — bei einer veran⸗ 


geiſtlichen ſelbſt überzeugt aufgegeben. 


laßten perſönlichen Zuſammenkunft mit nicht zurückhal⸗ 


tender ſchuldiger Genugthuung, verſöhnend die Hand ge⸗ 


boten, die verſöhnt angenommen iſt. 

München, 27. März. 
Conferenzen find nunmehr beendigt. 
iſt vorzüglich einer Meinungevesfäiebenbeit darüber zus 
zufchreiben geweſen, ob der Revers das Wappen des 
Münz⸗Souverains oder den Vereinskranz tragen ſolle. 
Für das Letztere iſt entſchieden. Der weſentlichſte Be⸗ 
ſchluß der Conferenz iſt, daß während drei Jahre jähr⸗ 
lich 4 Millionen Gulden in Zweigulden⸗Stücken ge⸗ 
prägt werden ſollen. Alle übrigen Nachrichten waren 
voreilig. { 

Von der hannöverſchen Grenze, 30. März. 
(M. A. 3.) Der Tod des wackern Volksabgeordneten 
Sander hat bei allen Freunden des offnen Fortſchritts 
die größte Trauer hervorgerufen, und anch beſonders 
hier, wo man die badiſchen frelſinnigen Vertreter hoch: 
verehrt und ihr Wirken ruhig verfolgt. Wir hielten 
Sander faſt für die kräftigſte Stütze der liberalen Seite 
der Kammer, deſſen Kenntniſſe und klare Rede ſtets 
das Rechte zu treffen wußten, um die ſchwachen Sei⸗ 
ten ſeiner Gegenden aufzudecken. 

Frankfurt, 3. April. (Magd. Z.) Die im 
Schooße der Bundesverſammlung ſtattfindenden Ver⸗ 
handlungen wegen der deutſch⸗katholiſchen Angelegenheit 
nehmen eine Wendung, die, wie man hört, alsbald das 
Sein oder Nichtſein dieſer Bewegung entſcheiden muß. 


Nuſſiſches Reich. 
St. Petersburg, 29. März. — Der Vice⸗Kanzler 


Graf Neſſelrode iſt zum Kanzler des Reichs ernannt 


worden, eine Würde (feit langer Zeit unbeſetzt), die mit 
dem Feldmarſchall rangirt. Wrontſchenko, bisher Diri⸗ 
gender des Finanz⸗Miniſteriums, iſt nunmehr voller 


Finanz⸗Miniſter geworden. 


Frankreich. 


Paris, 2. April. — Die Reform zeigt heute an, 
daß die Liſte der Offiziere der Nationalgarde, bei denen 
man die Petition gegen die Bewaffnung der Beſeſti⸗ 


Tagesgeſchichte. 
Breslau, 10. Apel. — In der Maria Mag⸗ 


dolenenkieche ſindet zufolge einer ſehr alten Stiftung 
alljährlich am Sonnabend vor Jubilate eine muſikali⸗ 


ſche Aufführung ſtatt, was auch diesmal, alſo den 12. 


n 


April Nachmittags 2 Uhr der Fall ſein wird, 


‚cefter wegen Armenſteuerreſten von zuſammen kaum 


Endlich ſchloß Braun mit 
Verfaſ⸗ 


(Köln. 3.) Die Münz⸗ 
Die lange Dauer 


ligen widerſprechenden Gerüchten. 


Söotefif 


und zwar“ 
1 2 ar 
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gungen unterzeichnen kann, bereits 3 Bataillonschefs, | Nachricht iſt übrigens noch nicht zu bekommen. Die 


39 Capitains und 74 Lieutenants zählt, wie auch, daß liberale Partei, die Feinde den Jeſuiten, hat durch dieſe 
fie die Namen der einzelnen Unterzeichnet der Petition | Niederlage einen furchtbaren Schlag erhalten, welche Die⸗ 
nicht mehr abdrucken kann, da bei der ungeheuren Ung- jenigen rechtfertigt, die von dem unſinnigen Unternehmen 
dehnung des Widerſtandes gegen dieſe Maßregel fonft | abriethen, Die Jeſuiten haben mit dieſem Siege zu⸗ 
ihr ganzes Blatt damit ausgefüllt fein würde. Heute gleich den ihrigen gefeiert. Luzern hat ſich von allen 
geben nun auch Sieele und Commerce die Petition Seiten gut geſichert: von der Seeſeite wird es durch 
und die Adreſſen, wo ſelbe zur Unterzeichnung aufliegt. das Dampfboot gedeckt, welches quer vor den Hafen 
— Während der Marſchall Soult in der franzöſiſchen gelegt worden iſt. Unter den Flüchtlingen herrſcht eine 
Armee die Freimaurerei ſtrenge verpönt, wird fie vom ſücchterliche Ecbitterung; manche find blindlings wieder 
Marſchall Bugeaud e lebhaft begünſtigt; es = umgekehrt, um perſönlich ſich zu rächen, g 
enblicke zwei i eine 
ſtehen in dieſem Aug zwel Logen in Algier, eine | Osmaniſches Reich. 


in Blidah, eine in Oran, eine in Tlemcen und eine f 

in Bona; alle von den Offizieren und Soldaten der Konſtantinopel, 19. März. (D. A. 3.) In 

Armee ſtark beſucht; mehrere Söhne von angeſehenen Kerbella hat ſich ein Vorfall ereignet, welcher abermals 

arabiſchen Chefs hatten ſich ebenfalls aufnehmen laſſen. Feindſeligkeiten zwiſchen Perſien und der Türkei berbel⸗ 
führen könnte. Ein perſiſcher Derwiſch war von Schi⸗ 


Die Herzogin von Talleyrand (bekannter unter ihrem 
früheren Namen als Herzogin von Dino), gegenwärtig | ras nach Kerbella gekommen und hatte ſich dort für 
den zwölften Iman ausgegeben, welcher nach dem Glau⸗ 


in Berlin, ſoll in Deutſchland mit einer Miſſion des 
Hofes der Tuilerien beauftragt fein, welche der ähnlich] ben einer perſiſchen Sekte erwartet wird, um die Be⸗ 
iſt, die man der Fürſtin Lieven in Paris abſeiten des] kehrung der Welt zu vollenden. Er ſuchte feine gött⸗ 
St. Petersburger Hofes zuſchreibt. liche Ba durch einen verfaͤlſchten Koran zu be⸗ 
fi 5 0 weiſen. Die Anhänger dieſer Sekte erkannten ihn an 
Großbritannien. fielen über die re re her und ven ein 
London, 3. April. — Sir John Caſthope legte | großes Blutbad an. Nedſchib⸗Paſcha, Gouverneur von 
geſtern im Unterhauſe eine Petition von zwei Perfonen, | Bagdad, ließ den Derwiſch einfangen, nach Bagdad 
die wegen Unfähigkeit die Armenſteuer zu zahlen, im | bringen und vor ein Gericht, von ihm aus türkifhen 


Gefaͤngniß find, vor. Zwei arme Leute waren in Leis und perſiſchen Ulemas zuſammengeſebzt, ſtellen. Sein 
Koran wurde als verfälſcht anerkannt und er der Got⸗ 


terläſterung ſchuldig befunden, weshalb ihn der fanati⸗ 
Ihe Redſchib-Paſcha ſogleich mit dem Tode beſtrafen 
wollte. Die perſiſchen Ulemas proteſtirten dagegen aufs 
energiſchſte und berichteten ſogleich nach Konſtantinopel, 
um die Hinrichtung des Derwiſch zu verhindern. Med⸗ 
ſchib⸗Paſcha iſt derſelbe Gouvernaur von Bagdad, wel⸗ 
cher durch die blutige Erſtürmung der den Perſern hei⸗ 
ligen Stadt Kerbella vor einigen Jahren die Hauptver⸗ 
anlaſſung zu der Differenz zwiſchen der Pforte und Per⸗ 
ſien, welche noch nicht ganz ausgeglichen iſt, gegeben hatte. 

Der Osservatore Triestino enthält nachſtehende 
Notiz aus Scutari (in Albanien) vom 26. März: 
In den letzten Tagen des verfloffenen Monats 
iſt in den Verhältniſſen der katholiſchen Conſular⸗Auto⸗ 
titäten zu den ottomaniſchen Obrigkeiten ein wichtiges 
Factum vorgefallen. Zum erſten Male nämlich iſt es 
geſchehen, daß, Dank dem von dem öſterr. Conſul hier⸗ 
orts über den katholiſchen Cultus ausgeübten Schutzes, 
es einem fremden Repräſentanten gelungen iſt, aus den 
Händen der ottomaniſchen Regierung einen Renegaten 
ſtraflos zu befreien, welcher, Reue fühlend, zum Chriſten⸗ 
thume wieder zurückkehren wollte. 


Oſtin dien. 


Wir haben die Ueberlandpoſt aus Ind ien erhalten 
mit Nachrichten aus Bombay vom 1. März, aus Cal⸗ 
cutta vom 19. Febr., aus Hong⸗Kong vom 14, Yan, 
Im Ganzen wird nichts Erhebliches mitgetheilt. Sir 
C. Napier, welcher im Januar mit 5000 Mann beiti⸗ 
ſcher Truppen und 2000 ſeindiſcher Hülfstruppen gegen 
die Räubetbanden an der Grenze aufgebrochen war, ge⸗ 
rieth dert im Gebirge mit denſelben zuſammen. Bei 
einem Angriff wurden den Gegnern 3000 Stück geſtoh⸗ 
lenes Rindvieh abgenommen und ein Dorf mit Sturm 
genommen. Der Feind ließ ſich nicht mehr blicken, 
aber die Räubereien dauerten fort. Der Geſundheitszu⸗ 
ſtand war gut, nur von dem 78, Reg. Schotten war 
in 5 Monaten über die Hälfte geſtorden. Der Ueber 
reſt geht nach England zurück. Einer der untuhigſten 
Köpfe Lall Ghir Gofain iſt gefangen genommen und 
aufgeknüpft worden. Die Nachrichten aus China inter⸗ 
effiren nur den Handelsſtand. Der Biſchof von Cale 
cutta wollte aus Geſundheitsrückſichten heimkehren. 2 
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Heidelberg, 3. April. — Der Geh. Kirchenrath 5 

Dr. Paulus, jegt 84 Jahr alt, It ſeit Kurzem aus feis 

nem Berufe als Lehrer an der Univerſität, nachdem er 

56 Jahre in Thätigkeit war, ausgeſchieden. Eine bes 

deutende Anzahl Einwohner aus allen Ständen wird 

eine Medaille auf ihn ſchlagen laſſ 


en. 
Der König von Hannover 


hat Leſſings großes 
inrich V. für 25 
1 9 Apel 500 Tple. Gag gekauft. 


Mach in Bremen der Paſto 
r * 
5 bekannt als Schriftſteller, — Tien 
a re. 5 


5 Schill. verhaftet worden. Ein Menſchenfreund habe 
dies ſür ſie gezahlt, darauf jedoch ſeien ſie wegen 20 
Schill. Koſten vor den Friedensrichter citirt, da ſie aber 
mittellos geweſen, habe man beide, ohne ſie vor den 
Richter zu laſſen, ſogleich zu einmonatlichem Gefängniß 
mit harter Arbeit verurtheilt. Sir James Graham 
ſagte: er müſſe die Ungeſetzlichkeit der Maßregel zugeben, 
und werde ſich an die Königin wenden, um die Gefan⸗ 
genen zu befreien. 


Belgien. 

* Brüſſel, 4. April. — Dem Schreiben einer 
wohlunterrichteten Perſon aus Rom zufolge, ſoll der 
heil. Vater Ihro Majeſtät der Königin von Belgien 
die „goldne Roſe“ zugedacht haben. Dieſe „Roſe“ wird 
von Sr. Heiligkeſt am Lätare⸗Sonntage während des 
Hochamtes in der Hauptkirche zum heil. Kreuz von 
Jeruſalem eingeweiht; beim Herausgehen zeigt ſie der 
heil. Vater dem verſammelten Volke. 


Italien. 


Die letzten Nachrichten aus der Romagna, ſagen 
franzöſiſche Blatter, melden, daß die zu Ravenna auf 
Befehl der politiſch⸗milſtairiſchen Commiſſion ſtattgehab⸗ 
ten Verhaftungen die Zahl von 100 überſteigen, wor⸗ 
unter etwa 20 ausgezeichnete Perſonen der Stadt, wie 
die Grafen Cappi, Gamba, Vicari, die Herren de la 
Valle, Camerano ic. fich befinden, 


Sch wei z. 

Baſel, 5. April. (O.⸗P.⸗A.⸗Z.) Unſere geſtrige Dat: 
ſtellung des Zuges der Luzerner Flüchtlinge und 
Freiſchaaren und ihrer Niederlage war in ihtem gan⸗ 
zen Inhalt vollſtändiger und wahrer, als wir ſelbſt es 
ahnen konnten. Wir können uns daher heute kurz faſ⸗ 
ſen, obwohl wir ausgedehnte Mittheilungen erhalten ha⸗ 
ben. Die Freiſchaaren und Flüchtlinge haben in dem 
geftern erwähnten Defils vor Luzern ſehr bedeutend ge⸗ 
litten. Man feuerte von Luzern aus mit Kartätſchen in 
dieſen mit Menſchen angefüllten Hohlweg und von all n 
Seiten herab regnete es Büchſenkugeln auf die unglück⸗ 
lichen Flüchtlinge. Das Hauptcorps der letztern, etwa 
2000 Mann, langte bereits am 1. April Mittags in 
Zofingen an, wußte aber nicht, wo die übrigen geblieben 
waren. Dieſe aber, vier Compagnieen, hielten ſich auf 
dem geſtern erwähnten Gütſch bis Morgens um 5 Uhr, 
wo die Urner ihn mit Sturm nahmen. Der Reſt der 
Vertheidiger dieſer Anhöhe ſuchte zu entkommen, oder 
ward gefangen. In Aarau hieß es, da von dieſem 
Corps Niemand zurückkehrte, irriger Weiſe, es ſei in die 
Stadt Luzern eingedrungen und werde dort von den 
Luzernern belagert. Es war dies eins von den unzäh⸗ 
Wie viele der Angrei⸗ 
fenden waren, bleibt ungewiß, jedenfalls ein Paar Tau⸗ 
ſend. Die Sieger ſagen gar, es ſeien 8000 geweſen; 
etwa ſo viel, als Luzern an Truppen aufgeboten hatte. 
Streitmittel beſaßen ſie genug. Irgend eine zuverläffige 


Der eee 
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iſt dazu ein ſehr ſchönes neueres kirchliches Muſikſtück, T Breslau, 10. April. — Am Sten d. in den 
nämlich der 42ſte Pfalm von F. Mendelsſohn⸗ Bar⸗ fpäten Abendſtunden brach auf bem Dominium Gold⸗ 
tholdy gewählt worden. Dieſe Kompoſition if ziem⸗ ſchmiede Feuer aus, welches mit einer reißenden Schnel⸗ 
ch gleichzetig mit dem berühmten Oratorium „Paulus“ igkeit um ch geiff, und ſümmtlche Dominialgebäude 
entſtanden, und theilt die anerkannten Borzüge deſſelben. mit Ausnahme des Wohnhauses binnen wenigen Stun⸗ 

1 . den in Aſche legte. Gegen 300 Stück Schafe, und 


il: 
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daft das ſämmtliche lebende Inventarium an Pferden, 
ſen, Kühen und Schwarzvieh ſind ein Raub der 
Flammen geworden. 

Am Sten d. waren mehrere Perſonen an der Sieben⸗ 
tade⸗Mühl⸗Brücke (über die Ohlau am Carlsplatz) da⸗ 
mit beſchäftig, ein großes Floß, welches vor der, Brücke 
lag, mitteiſt einer Erdwinde aus dem Waſſer herauszu⸗ 
winden. Zu dieſem Zwecke war die Winde an dem 
Hauſe No. 8 am Roßmarkt aufgeſtellt. Plötzlich hob 
ſich das Tau, mittelſt deſſen das Floß gehoben wurde, 
aus dem Nagel, durch welchen es an die Winde be⸗ 
feftige iſt, und das Floß ging bei dem noch immer 
bohen Waſſerſtande durch die Brücke mit dem Tau ab. 
Hierdurch drehte ſich die Winde mit großer Gewalt 
rückwärts. Ein Arm derſelben traf die Waſchftau Su⸗ 
ſanna Schiereck und zerſchmetterte ihr den rechten Une 
terſchenkel. Eben ſo wurde der Tagelöhner Lewandowski 
3 und ihm der rechte Oberarm in einer gefähr⸗ 
— Art gebrochen, auch derſelde noch ſonſt ſchwer 
8 t. Der Tagelöhner Schmid erhielt einen ſtarken 

chlag in die Gegend des rechten Schlafes, wurde 
aber nicht gefährlich verletzt. Alle drei Perſonen wurden 
ſofott in das allgemeine Krankenhoſpital untergebracht 
und befinden ſich dort in Pflege. — Am 8. d. wurde 
die Tagelöhnerfrau Schmiereck von hier auf der Pro⸗ 
menade liegend unfern der Oderbrücke von einem Poli⸗ 
zei⸗Beamten gefunden. Sie war ausgeglitten und hatte 
durch einen fehr unglücklichen Fall den rechten Unter⸗ 
ſchenken in einer ſehr gefährlichen Art gebrochen. Ueber 
eine Stunde hatte die Verunglückte hier gelegen, ohne 
von einem der Vorübdergehenden auf ihr Flehen den ge: 
ringſten Beiſtand zu erhalten. Sie wurde ſoſort in 
dae Hoſpital zu Allerheiligen gebracht, woſelbſt fie ſich 
in Pflege befindet, — An demſelben Tage gerieth bei dem 
hoben Waſſerſtande der Schiffer Mende aus Croſſen 
mit feinem beladenen Schiffe hinter der Ziegelbaſtion 
auf einen der daſelbſt ſtehenden Eisböcke. Hierdurch 
tam das Schiff am Hintertheil ein farkes Loch, und 
nur durch die ſchleunigſte von andern Schiffern geleiſtete 

Ufe, und durch Auswerfen der aus Kaleſteinen beſte⸗ 

den Ladung konnte das Schiff vor dem gänzlichen 

nken gerettet werden. 


Schweidnitz, 8. April. — Die Bildung der chriſt⸗ 
katholiſchen Gemeinde in unſeter Stadt, deren Conſti⸗ 
tuirung in voriger Woche erfolgt iſt, zieht jetzt die 
größere Aufmerkſamkeit auf ſich; daß die ultramontane 
Partei, wie anderwärts, ſich beeifert, alle Schritte der 
Adtrünnigen zu verdächtigen, verſteht ſich von ſelbſt, 
und die Predigten, die in hieſiger Pfarrkirche gehalten 
wurden, ſind ein deutlicher Beleg, mit welchen Men⸗ 


ſchen man gegen den Geiſt der Aufklärung zu Felde 


zieht. Unſere Bürger zeigen dabei einen guten Takt, 
und der Humor geſellt ſich zu der ernſten Betrachtung, 
zu der die Reaction der Kirche Anlaß giebt; der Kap⸗ 
lan L., der in einer Kanzelrede die Beſtrebungen der 
neuen Gemeinde hart gegeiſſelt haben ſoll, wird in der 
eien Nummer der obrigkeitlichen Bekanntmachung 
aufgefordert, jene Rede dem Drucke zu überweiſen. Der 
pro antiſche Prediger, an den neulich eine gleiche Auf⸗ 
for g erging, ſcheint jenen Wink verſtanden zu ha⸗ 
en, und Yift dem geäußerten Wunſche nicht nach⸗ 
gekommen. Der Eifer führt den Chriſtkatho⸗ 
len immermehr Anhänger zu, und ſchon zählt die 
Gemeinde zu Schweidnitz über 70 Mitglieder. Biel: 
leicht dürfte ſich bei dem weitern Fortſchritte der Reac⸗ 
tion, und bei der zu erwartenden Vergrößerung der Ge⸗ 
meinde, die Ausſicht auf Erwerbung einer unbenutzt ſte⸗ 
denden Kloſterkirche eröffnen, die eine Zeit ang als 
Salzmagazin verwendet worden iſt. Wir geben der 
Hoffnung Raum, daß zur Abhaltung des erſten Gottes⸗ 
dienſtes das hieſige evangel. Kirchen⸗Collegium die Drei- 
keitskirche zur Benutzung überlaſſen und dem ander⸗ 
wärts von den proteſtantiſchen Brüdern gegebenen Bei⸗ 
Miele nacheifern werde. 


— 


Guſtav⸗Adolph⸗Stiftung. 
(Breslau, 7. April. — Am 2ten d. M. hat die 
neral⸗Verſammlung des ſchleſiſchen Haupt⸗Vereins in 
r Weiſe, welche in der Einladung angegeben worden 

war, ſtattgefunden. Dieſelbe wurde Vormittags durch 
zahlreich befuchten Gottesdienſt in der Eliſabeth⸗Kirche 
mit Predigt des Senior Krauſe über 1. Cor. 13, 13, 
welche, allgemeinem Wunſche zufolge, im Druck erſchei⸗ 
nen wird und an welche ſich ein allgemeiner Bericht 
über Weſen und Wirken des Vereins anſchloß, auf die 
würdigſte Art vorbereitet. Eine am Schluß der Feier 
die Zwecke des Vereins veranſtaltete Sammlung 
ergab den Betrag von 100 Rthlrn. 19 Sgr. 4 Pf. 
ags wurde die von dem Vorſteher des Ver⸗ 

eins, Profeſſor Sucko w, durch erhebende Worte ein⸗ 


geleitete Generalverſammlung in dem Betſaal des Ar⸗ 


wenhauſes abgehalten und — wiewohl ſich viele Mit⸗ 
Wieder des Vereins und Zuhörer aus allen Ständen 
gefunden hatten, fo war doch zu bedauern, daß Viele, 
aamentlich Auswärtige, von der Theilnahme durch die 
Ueſchwemmung abgehalten worden waren. 


· 


in 
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Nach dem erſtatteten Jahresbericht, welcher ebenfalls 
im Druck erſcheinen wird, hat der Verein, welchem ſich 
bereits 16 Zweig⸗ und Sammelvereine zu Lauban, 
Ludwigs⸗ 
Beuthen 
YS,, Oels, Görlitz, Freiſtadt, Liegnitz, Sagan, Glogau 
und Strehlen, angeſchloſſen haben, bis zum Schluß des 
Jahres 1844 eingenommen 6778 Rtl. 7 Sgr. 3 Pf., 


Tarnowitz, Falkenberg, Schweidnitz, Gleiwitz, 
thal bei Lublinitz, Namslau, Mertſchütz⸗Skohl, 


an verſchiedenen Auslagen und Unterſtützungen an 6 Ge⸗ 
meinen, worüber der Jahresbericht das Nähere enthält, 
ausgegeben 3629 Rtl. 16 Sgr. 8 Pf., ſo daß im 
Beſtande verblieben find 3148 Riel. 20 Sgr. 7 Pf. 
Der Geſammtoerein, welchem der ſchleſiſche Hauptverein 
nunmehr in Folge der Berliner und Göttinger Be⸗ 
ſchlüſſe angehört, hat im Jahre 1844 gegen 25,000 Rel. 
an 44 Gemeinen in und außer Deutſchland Unter⸗ 
ſtützungen gewähre. “) ; 

Die Berathung der Statuten, welche ſich an den Jah: 
resbericht anſchloß, zeigte die regſte Teilnahme an dem 
großen Liedesbunde; die Berliner und Göttinger Be⸗ 
ſchlüſſe wurden freudigſt genehmigt und die Statuten, 
welche unter Zugrundelegung der bisherigen, jenen Be⸗ 
ſchlüſſen gemäß entworfen ſind, wurden nach einer 
durchaus angemeſſenen und der Sache entſprechenden 
Diskuſſion mit geringen Abändeeungen angenommen 
und ſollen zur höheren Beſtätigung eingereicht werden. 

Bei der demnächſt vorgenommenen Wahl der Depu⸗ 
tirten für den Geſammtausſchuß in Berlin und der Ab⸗ 
geordneten für die in dieſem Jahre in Stuttgart ſtatt⸗ 
findende Hauptverſammlung wurden Profeſſor Suckow, 
welcher von der Göttinger Verſammlung zum Mitgliede 
des Central⸗Vorſtandes in Leipzig gewählt worden iſt, 
und Juſtizrath Gräff einſtimmig für den Geſammt⸗ 
ausſchuß, und zu Abgeordneten für die Hauptverſammlung 

der Superintendentur⸗Verweſer Haake in Schweidnitz, 

Se. Excellenz der General Hiller v. Gärtringen 

in Lauban, 

der Juſtizrath Graeff und 

der Juſtiz⸗Commiſſarius Fiſcher 
und als Stellvertreter 

der Senior Krauſe, 

der Commerzienrath Schiller, 

der Stadtrath Becker und 

der Paſtor Müller in Riemberg 
gewählt. 


Begräbnißplätze. 

Zu den großen Uebelſtänden in Städten gehören ohne 
Zweifel die Begräbnißplätze, wenn dieſe in der Stadt 
oder den bewohnten Vorſtädten gelegen ſind. Die nach⸗ 
theiligen Einflüͤſſe der Leichen⸗Ausdünſtung auf den Ge⸗ 
ſundheitszuſtand der Menſchen, haben zwar ſchon längſt 
die Nothwendigkeit erkennen laſſen, auf die Verlegung 
der Begräbnißpläge in angemeſſener Entfernung von 
bewohnten Orten hinzuwirken; leider aber iſt in dieſer 
ſo wichtigen Beziehung das bei Weitem noch nicht ge⸗ 
ſchehen, was bei einigem Ernſt für die Sache in vie⸗ 
len Fällen ohne große Opfer hätte erreicht werden können. 

Unſere Ohlauer⸗Vorſtadt iſt in dieſem Punkte wahr: 
lich recht übel daran. Sie ſchließt vier Begrädniß⸗ 
plätze in ſich, von denen der eine an der Mauritius⸗ 
Kirche, von bewohnten Gebäuden faſt ganz umgeben ift 
und dabei an dem ſehr frequenten Wege nach Morge⸗ 
nau liegt; der zweite, Militair⸗Begräbnißplatz, nunmehr 
auch ſchon in enge Verbindung mit neuen Wohngebäu⸗ 
den gebracht, und die beiden Begräbnißplätze am Wall: 
graben, welche durch die Erweiterung dieſes Theils der 
Vorſtadt auch ſchon mit Gebäuden umgeben ſind. Von 


Jahr zu Jahr entſtehen in der Nähe dieſer Beerdi⸗ 


gungsplätze immer mehr Gebäude, und es werden aller 
Wahrſcheinlichkeit nach nicht Jahrzehende bis dahin ver⸗ 
gehen, wo die letztgedachten- drei Beerdigungsplätze in 
der Mitte ſtark bewohnter Stadttheile liegen. a 
In der Gegenwart wird überall und insbeſondere 
in unferer Stadt viel gethan, um locale Uebelſtände 
jeder Art zu beſeitigen; wir vernehmen auch, daß man 
an anderen Orten auf die Verlegung der Begräbniß⸗ 
plätze außerhalb der Städte kräflig hinarbeitet, — follte 
es denn nicht angemeſſen ſein, daß die Hauptſtadt der 
Provinz auch hierin mit gutem Beiſpiele vorgehe? 
Möchten doch die ſtädtiſchen Behörden auch dieſem 
Punkt ihre Aufmerkſamkeit recht bald zuwenden. — 
Schwierigkeiten giebt es bei allen derartigen Umgeſtal⸗ 
tungen zu überwinden; jene können aber wohl nicht fo 
groß ſein, als es die Nachtheile ſind, welche jetzt ſchon 


) Wer ſich über die Verhältniſſe des Vereins näher un: 
terrichten will, findet fortlaufende Nachrichten in dem durch 
jede Buchhandlung zu beziehenden „Boten des Vereins,“ v 
welchem jeder 2 eng nur 15 Sgr. koſtet. f 


den Bewohnern der Ohlauer⸗Vorſtadt rückſichtlich des 
Geſundheitszuſtandes erwachſen, und die in dem Maaße 
zu nehmen, als ſich die Volksmenge hier vermehrt. 
Die Erwerbungen von geeigneten Grundſtücken 
auf der Südſeite der Ohlauer Vorſtadt ſcheint 
keimen beſonderen Schwierigkeiten zu unterliegen, wenn 
man ein Opfer bei dem Ankauf der Grundſtücke 
nicht ſcheut. Die größere Entfernung kann eben⸗ 
falls nicht wohl in Betracht kommen, wo es ſich 
um Abwendung höchſt nachtheiliger Einflüſſe auf 
die Geſundheit der Stadtbewohner handelt, und wie 
leicht iſt es möglich daß nach einer Reihe von Jahren, 
die gegenwärtigen Beerdigungsplätze, — deren Conſer⸗ 
virung ſchon aus Pietät für die Dahingeſchiedenen im 
Auge behalten werden müßte, — zu andern Zwecken 
vortheilhaft benutzt und auf dieſe Art, wenn auch erſt 


nach dem Heimgange der lebenden Generation, die mit 


der Anlage neuer Begräbnißplätze verknüpften Geldopfer 
mit hohen Zinſen wieder erſetzt werden könnten. 

Wer ſich von der ſchädlichen Leichenausdünſtung über⸗ 
zeugen will, der beliebe ſich grade jetzt, wo das Erdreich 
aufgethauet, in die Nähe der Begräbnißplätze zu bege⸗ 
ben, und wem der Geſundheitszuſtand ſeiner Mitmen⸗ 
ſchen am Herzen liegt, der halte nicht zurück, ſeine 
Stimme für Beſeitigung folder Uebelſtände zu erheben. 

Einfender dieſes würde ſich glücklich ſchätzen, wenn er 
durch vorſtehende Andeutung die Aufmerkſamkeit feiner 
Mitbürger, beſonders aber der ſtädtiſchen Behörden auf 
dieſen Punkt hingeleitet hätte. . 


Ein kleines Exempel. 


Man ſagt, durch ein hieſiges Geſchäftshaus feien für 
die Gewinner von Medaillen bei der Berliner Gewerbe⸗ 
ausſtellungs⸗Lotterie ungefähr 2500 Stück von Berlin 
nach Breslau ſpedirt worden. 2500 Medaillen wiegen 
etwa 250 Pfund oder mit Emballage höchſtens 3 Gır. 
Here Schie nimmt für den Centner Eilfracht von Ber⸗ 
lin bis Breslau 2 Rtl.; 3 Centner würden alſo 6 Rtl. 
koſten. Jenes Haus läßt ſich für eine Medaille mit 
Etui 7 Sgr. 6 Pf., ohne Etui 2 Sgr. 6 Pf. Spe⸗ 
fen bezahlen, welches letztere auf 2500 Medaillen 200 
und einige Thaler beträgt; hiervon 6 Rtl. Fracht ab, 
bleiben 200 Rtl. pro studio et labore. Gar nicht 
übel; es lebe die Induſtrie! 


Theater. 

Die jüngſte Zeit hat uns zwei Novitäten, eine dra⸗ 
matiſche und eine künſtleriſche, den Grafen von Irun 
und den Herrn Balletmeiſter Fenzi aus Wien, ge⸗ 
bracht, von denen Ref. nut Lobenswerthes ſagen kann. 
Der Graf von Irun, jene Art tomantiſchen Schau⸗ 
ſpiels, welche Precioſa repräſentirt, iſt ein bilderreiches, 
friſches Situationsſtück, welches ſeinen Effect auf die 
Zuſchauer dei einer fo guten Beſetzung, als die hiesige 
iſt, nicht verfehlen kann. Beſonders die Haupttolle, 
eben der Graf von Irun, ein tapferer, adlich⸗lüͤderli⸗ 
cher, aber grundehrlicher Abentheukr, iſt in den beſten 
Händen. Herr Hegel, der dur fein „ich muß auf's 
Land,“ ein Liebling unſeres Publikums geworden iſt, 
und dieſen Vorzug auch verdient, gefiel als Graf von 
Irun ungemein, ſo daß er bereits am Schluß des Aten 
Actes und nachher noch mehrmals gerufen wurde. Auch 
Frau Pollert als Citherſchlaͤgerin, und Herr Pollert 
als Alonzo, waren auf ihrem Platze; erſtere wurde eben⸗ 
falls gerufen. Der komiſche Marcheſe und die Mar⸗ 
Hefe (Derr Wohlb rück und Frau Brüning) trugen 
abſichtlich etwas ſtarke Farben auf, wodurch ihre Rol⸗ 
len nur gewinnen konnten, da fie ſonſt nur zur Staf⸗ 
fage gehören. Herr Guinand, als König, hatte nichts 
an ſich, um den unüberwindlichen Adſcheu der Gräfin 
von Irun zu rechtfertigen. Das Stück wird unſtrei⸗ 
tig eine Menge Wiederholungen erleben, da es die 
Gunſt des Publikums im hohem Maße gewonnen hat. 
Was die recht dankenswerthen Zugaben, als da waren 
lebende Bilder, Geſang und Deklamation, betrifft, ſo 
möge Frau Pollert ſich nicht wundern, daß das ſonſt 
recht hübſche, zur Deklamation geeignete und gut vor⸗ 
getragene Stück nicht den rechten Anklang fand. Bei 
dem vorgefallenen Waſſerunglücke hätte Frau Pollert 
beſſer gethan, es ganz wegzulaſſen. Das Publikum 
ſühlte. Herr Fenzl, nebſt Begleitung, hat mit ſeinem 
kecken Mazurek in geſchmackvoller Salontracht, ſowie 
mit ſeinem unterhaltenden komiſchen Ballet den vollen 
Beifall des Publikums erlangt, Da zu erwarten ſteht, 
daß die Balletgeſellſchaft des Herrn Fenzl eine Reihe 
von Vorſtellungen geben wird, ſo behalt ſich Ref. ſein 
Urtheil noch einige Zeit vor, will aber nicht ermangeln, 
das Publikum auf die wackern Leiſtungen derſelben auf⸗ 
merkſam zu machen. Ac. 


Breslau, 10. April. — Der heutige Wa erſtand 
der Oder am hieſigen Ober⸗Pegel = 10 8a, und 
am Unters Pegel 9 Fuß 2 Zoll, mithin iſt das Waſ⸗ 
fee am erſteren um 4 Zoll und am letzteren ſeit geſtern 
um 9 Zoll wieder gefallen. 9 x 


— 776 = 


Aetien 3 El Doppel- Ehtade. 2 Worte. a Wenn die beiden Letzten klingen, 


} 10. Apri re, Fe 
Der V. de in Siiensapnac A gel, Iſtes Wort. 3 Silben. Fehlts uns nicht an guten Dingen; 
Oberſchleſ. A, 4% p. C. 124 Br. Prior. 103 Br 


dito Lite B. 4 6 Br. a 
e 2 ebe #% 4% p. E. abgeſt. 95. bis Det Erde Schm ER uck fi find meine erſten Beiden. Wiſſen doch 


Der ſchönſte Urquell ird'ſcher Freuden, 5 Sind ſie hart auch, nicht zu biegen, 


ſie klein zu kriegen. 


ö Daa Saen d. a . 102 r. Quell großen Unheils, ſchwerer Leiden Und des Ganzen kunſtreich Streben 
Abe 18055 Slamm 4% 30. Sch. p. G. 109%, Br. Sind — ſonderbar — gleichfalls die erſten Beiden. Kann dem Hatten Weiche geben, 
an 110 ann) 9 8 2 — RT Die Dritte läßt man gern fi ch ſpenden, i Kann erwärmen fo das Kalte, 
8 1005 2 566 lb 88. „ 6. 10 be. Wenn man auch ſcheinbar ſtrebt, fie abzuwenden. Daß im Todten Leben walte. 


8 e⸗Bri ae 9 3 B 

chleſ. Zuſ.⸗Sch. p. C. 5 108%, Br. verblenden 

hn 0rd h zu . ar 6. S.. n thin fe iſt, läßt man 5 | 

* Zuſ.⸗Sch. p. C. 118 Br. Sich leicht, will ſie auch nimmer enden. 5 Drum 
. Zuſ.⸗Sch. p. C. 103%, und 


Beide Worte. 
iſts Zweite auch berufen, 


5 b Das ganze Wo tt iſt von der letzrren Art, Auf Walhalla's hehren Stufen 
N; Und um fo ſchöner, wenn es ächt und zart. Für das Erſte feſt zu 85 
Poſen, 4. April. — Den neuerlich eingegangenen | Ein alter Dichter — nicht mit grauem Bart — Ein Gedächtniß, das verkünden 


ee 5 . ir Hieß fe, weil er's mit Lieb’ und Dichtung paart. 


itiv entſchieden ein. 
2 5 8 1 h ar Wenn der Erſten Sang erklungen, 
Hat ſie, ſagt man, ausgerungen, 
Zur unentgeibtihen Aufnahme nicht geeig⸗ f 
net: „Der 16te October 1813.“ Unterzeichnet B. — Und der Unſchuld Stolz und Demuth 
ehem und Diener“ von H. M. Zeigt ſie, weckend Sehnſucht, Wehmuth. | 


= Entb mdungs-Anzeige. 
x z Ob erſchleſiſche Eisenbahn. Heute Nacht 115 Uhr wurde meine 
e 15 ‚Herren Ketiöhaite der Doerfelefifchen Eisenbahn- Geſellſchaft laden wir hierdurch liebe Frau, Ottilte geb, Zema, glück- 
kei Mr N i 8 3 Ubr lich von, a 0 8 
m 28. Apr C. Nachmittags den, welches ich hlerniit, statt jeder be- 
> biefigen Vorzelte — — 3 ordentlichen General⸗Ver⸗ sondern Meldung, meinen Verwandtenſgen zu genügen, werde ich noch zweimal 


und Freunden ergebenst anzeige. 
en en 1 0 0 21 des Statutes — 7 82 Gegenſtänden werden zur befondern| Schweidnitz deu 8. April 4845. 
ein Berelßnähme gebracht bebe |; loc wgre Re 
J) die 5 des Geſammtbetrages — Koſten, welche zur völligen Au a 
5 en ahn bis zur Grenze des Freiſtaates Krakau, zur Herſtellung ſammtlicher bau: eher 7545 ur = sen * ia Pi 
lichen Anlagen des 59 zwiſchen ae und Coſel, eines eee liche ei zarte feier R 
erriebs⸗Ingen aril, ſowie zur Beſchaffung des öthigen Betriebs⸗Capitals, erforder: mündet Aan, zeig Werben un 


ind. \ 1 
9 die Feſt Feſiſtellung der Art und Weiſe, auf welche der pegenwärtig nicht gedeckte Thei Wag u ſtatt beſonderer Meldung, hier⸗ 


eſes Geſammt⸗Koſtenbetrages aufgebracht werben... Toll a kenbent 3 
a F 9 85 ae e ad 2 erforderlichen Abänderungen und Er⸗ Halbe 24 8. Wel 845. ch. 
4) die Banane don über den don mehreren Actionaiten an den Verwaltungsrath zur| Entbindungs⸗ Anzeige, 


legung an die General- Verſammlung gerichteten Antrag, die S aats⸗ Regierung“ Die heute Nachmittag 3 uhr erfolgte glück⸗ 
eee en der zugeſi en Binsgarantie zu e 1 en, die Geſellſchaft von den liche Entbindung meiner lieben Frau Rouife,|s 


9 


dem 55 du Aa m 11. Auguſt beſtätigten Nachtrag zum geborne Scheder, von einem muntern 
Geeſellſchafts⸗St ut li Sumten 0 1 zu e Mädchen, zeigt ergebenſt an 
5 85 e been ru ettena e, welche dieſer General⸗Verſamwlung beiwohnen Guſtav Wolff. 


ſt 

en, haben 3 des g. 20 ee fpäteftens am fit April] Breslau den gten Aprit 1845. 

5 um der Geſellſchaft (auf dem Bahnhofe) ihre Actien zu produciren, oder deren am "Eutbindungs An nt bin dungs Un geige. 
5 ritten Orte 7 te Niederlegung glaubhaft nachzuweiſen, und zugleich ein doppeltes (Statt beſondelig Meldung.) 


erzeichni Nummern derſelden zu übergeben, von denen das Eine zurückbleibt, das cen Wurde eine let Freu 

— 5 mit d gi der Weichen und dem Vermerbe der Stimmenzahl verſehen, ale A alte ar bethal, uon bien gan 
3 Wir, 184g N 
8 den 29. 2281 E Breslau den 10. Apri 5. 

W tin Der Berwa tete 1 . 1 P. Wiener 
dae rn i ſenbahn⸗Geſe e Todes⸗ Anzeige. 5 
5 —— — — — Den am ten a Abends 5 
einem Alter von ahren, an Lunge 
= i 1 be 1 m 8 5 B a a h n. N. 5 mung erfolgten Tod des Pfarrer Joſeph 


Hawlitzkh zu Branitz, Leobſchützer Kreiſes, 
beehren wir uns entfernten Freunden und Be⸗ 
annten des Verſtorbenen 25, anzuzeigen. 
Branitz den 8. April 1835 
Die Teſtements⸗ Exekutoren. 


Herre n e der Wilhelms⸗Bayn werden zu der am 5. Mai dieſes Jahres 
E m = ee ieſi 5 Hin an ftattfi I tz erſten ordentlichen General- 


5 ee eee ſollen 3 regelmäßigen Gegenſtände der 


Soll der Nachwelt deſſen Ruhm; 
Über Drieſen und e 4 Stettin nunmehr Ates Wort. 3 Silben. — Auch des zweiten Eigenthum. — 


F. R. 


Dramatiſche Vorleſung 
von Holtei. 
(König von Ungarn, ſieben Ut.) 
Mehrfach an mich ergangenen Aufferderun⸗ 


öffentlich leſen, und zwar, wie verlangt worden: 
Montag den laten: „Hamlet“ (die 3 erſten 
Akte) und einen Liederſcherz. 
Donnerſtag den I7ten: „Ein Sommer 
nachtstraum“ und „Heinrich, V.“ 
(vierter Akt.) 

Eintrittskarten für 2 Sgr. (auf die 
Gallerie für 10 Sgr.) find in der Groſſer⸗ 
ſchen Muſikalien⸗Handlung und an der Kaffe 
zu bekommen. 


Verſammlung des land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereins in 
Gubrsu am 25 ſten April e. 
Vormittag um 10 Uhr. 

Der Vorſtand. 


Phi barmoniſche Geſellſchaft. 
Freitag den 11. April: Concert im König 
von Ungarn. Anfang 7 | 7 Uhr. 


. 
Ein Nitterant 
am Fuße des Gebi ges, in ſehr reizender 
Grgend, wegen der Nähe einer bedeutenden 
Kreſsſtadt zum Abſatz der Producte vox⸗ 
thei haft gelegen, welches mit ausgezeich⸗ 
neter Fruchtbarkeit bei ſehr Leichter Br 
wire hſchaftung zugleich die größte Annehmlich⸗ 
keit verbindet, kann zu dem Preife von circa 
70000 Rthl., jedoch nur ernſten Käufern, 
die beſonders ein derartiges Befigihum 
Wee zum Ankauf nachgewſeſen werden vom 
Anfrage⸗ und Adreß⸗Bureau im alten 
REN 


Wein b e dB 


= 


EN werden, welche der F. 25 des Geſellſchafts⸗Statuts enthält. N00 
Gleichzeitig werden die Herren Lene. bia 8 aufgefordert, T 12ten d. M. Nachm. 2½ uhr, fon 1 
die vierte i zahl ung von fünfzehn Proz ent Todes = Anzeige. im ede er Straße No. 42 
m kiten bis 17. Mai dieſes Jahres don 9 uhr Morgens 05 1 uhr Mittags] Das geſtern Abend 7%, Uhr an Lungen⸗ “ Flaſchen 
in unfer zur n d Rendanten Herrn Röther zu leiſten. leiden erfolgte ſanfte Hinſcheiden unſeres ges dryerfe Rhein⸗, Horden und Ungar Weihe 
Bequ eit der au Herren Aktionaire kann dieſe Einzahlung in der⸗ liebten. atteſten Sohnes und Bruders 30 b öffentlich verſteigert werden. 4 
ſelben Zeit in Berlin zu des Hauſes M. Be. ane Söhne, oder in Bres⸗ in dem frühen Alter von 20% Jahten, be: Breslau den 8. April 1843. 
lau zu Händen des Haufes & Comp. Hen wir uns auswärtigen. irdandten und Mannig, Auctions⸗Commifſaxius 
Bei der Zahlu un der Bee bee en 45 Prozent vom löten Freunden, mit der Bitte um ſtille Theilnahme, . ̃ uu.2. 0-0 


„ J. db coſchen für jeden Quiet rechnun 
e e bier ai ee re 
Erfolgt die Einzahlung der fünfzehn wi ent nicht 12 chalt — oben ſeſtgeſegten Zeit, 
Fa den ſäumigen Zahler die im g. 1 des Statutks für dieſen Fall feſtgeſetzten 


En Di je e 5 reichenden Quftkungsbogen müſſen mit einem, von dem Speaterißkepedtoize. 


1 25 ſchniſſe ihrer Nummern in arithmetiſcher Reihenfolge ver⸗ 


Seins . ele Hrn. Joh. Fenz! 

der priv. vereinten Shecter in Wien. 
Zum erſtenmale: „Doktor Robin.“ 

Luſtſpiel in einem Aufzuge. ga dem Kranz 


g 3 2; 2 eine vollſtändige Einzahlung auf ihre Aktien zu 
Mt 1 Fr nu hand ice Quittungsbogen die mit 


* zöſiſchen A durch 757 8 15 Y 4 55 

* Das en Me der Wilbelms⸗Bahn. „eee Wr Dr: Dengl; Nadfob, a 

a Bennete. € ecola. 1 Doms. Meyer, Mensal-@elseinic 0 90 ers Nr dir Walen, . 

—— —— — 2 eisernen en he De Beim, 
Mary's e us; 

eee auf die e Umabepeits; Berichtigung: des Herrn „ Be 

men ge Beyer: Verlangen: ach a 7 2 5 5 


von der Familie Fen 15 855 


er o. E eitu aubte Herr Baudenſetzer Beyer die 
Wa Ber che denen 2 ee 17 und Hrn. Haſenhut. 


nſerer Angabe in Ro 76 der 5 und zu 79 der Breslauer Zeitung 


Diberlegen und die daſelbſt angeregte weiſe des Herrn B. Hipauf auf ſeine male: „Das e n 1 te 
Per 55 nehmen. 8 . unſere a der 5095 e haben Große komiſche Buße Sen Er 
wir nest as — 5 net, 5 hem dies 15 ehen s vom Balletme ach Polka im 
daher um ſo . 5 ah Sicc g für dieſe Sache To: fehr 95 mende Tänze: g — 1 Franz, Auguſte 
5 ei nur 2 — ee betheiliget zu ſein. Will ſich jedoch derſelbe Noccotco⸗ Go Een . 2) Cr e 95 
7 0 ne erzeugen, fo be erben wir ſehr g a. bereit vu; durch glaubwür⸗ und Sophie B* uf, Fenzl chwäbiſcher - 
82 15 5 5 für pſerer eg darzuthun. a Be ern en er ER ae Be 0 5 Fenzl. 4) 
manden öffentlich als eigner gelt an 9 5 vorher Tanz 5 von Dem Pee e ke 


d 
Pe Br Ama che ere ung nicht lan 5 Sen en In Bean, Nhl 


e ng gegen d 
hate Breslau ben 7 155 1845 


* 


Freitag den Iten: Zweite Gaſtſpiel der 


werden du zur und 
enden in kleinern Parthien verkauf den. 
un RR ft werben 


W. 3 higt, b 105 mit dem gefanmten 50 
80 | 7 se 1 28 ona ke 


Auction. 
Am 14. d. Mts., Vormittags 9 uhr und 
(Beat W ſollen im Auctionsgelaſſe ” 
reite e No 
zwei Flügel⸗ Shui, Ki einer 15 1 4 
hagoni, der 
dann Betten, Waſche, e 
Meubles 5 the, 
tl eig * 
tele 11 5. April 1845, 
g. Luce Gena. 
1 u ct i 


17 ften d. 
f em 1 Lam. 9 uhr tn 


ten, 100 Tonnen chotten,permge 


Endet!" e | meh 
b. 18 Sonnen ihre ofe 
otten⸗Heringe 
6 > Tonnen Verger Vene verfteusrt 
992 8 verſteigert werden. Die 5 
Lap peſchen Konkurs⸗Maſſe 


Breslau den 


Mannig, Aue See 
A 


Auction. f 
(year, den Idten Er 1845 früh 
Mi im Bernhardin⸗Hospital 8 der * 
IR a verſtorbener Heure 
en ba are Bezahlung verſteigert 
i rde eehte K . 
0 net: 10 el 


\ 


